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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(FDP) 


Welche Gedenkstätten haben für das Jahr 
2005 Anträge für eine Förderung durch den 
Bund nach der 1999 beschlossenen Gedenk- 
stättenförderung des Bundes gestellt, und wie 
viele werden tatsächlich gefördert? 


Antwort der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss 

vom 22. Februar 2005 

Folgende Gedenkstätten haben für das Jahr 2005 Anträge für eine 
Förderung durch den Bund nach der 1999 beschlossenen Gedenkstät- 
tenkonzeption des Bundes gestellt: 

Baden-Württemberg 

- Gedenkstätte Grafeneck 

Bayern 

- KZ-Gedenkstätte Dachau 

- KZ-Gedenkstätte Flossenbürg 

- Dokumentationszentrum Reichsparteitagsgelände (Nürnberg) 

- Wilhelm-Leuschner-Gedenkstätte 

Berlin 

- Notaufnahmelager Marienfelde 

- Zwangsarbeitslager Schöneweide 

- Verein „Erinnern für die Zukunft“ Trägerverein des Hauses der 
Wannseekonferenz e. V. Berlin 

Bremen 

- Gedächtnisort ehern. U-Boot-Bunker „Valentin“ 

Hamburg 

- KZ-Gedenkstätte Neuengamme 
Hessen 

- Gedenkstätte Hadamar 

Mecklenburg-V orpommern 

- Erinnerungs-, Bildungs- und Begegnungsstätte Alt Rehse 

Niedersachsen 

- KZ-Gedenkstätte Bergen-Belsen 

- KZ- und Strafgefangenenlager Esterwegen 

N ordr hein-W estf alen 

- Villa ten Hompel 

- Wewelsburg 


Saarland 

- Gedenkstätte Neue Bremm 
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Sachsen-Anhalt 

- Gedenkstätte Deutsche Teilung Marienborn 

- Gedenkstätte „Roter Ochse“ (Halle) 

- Gedenkstätte Bernburg 

Thüringen 

- KZ-Gedenkstätte Mittelbau Dora 

- Grenzlandmuseum Eichsfeld. 

Die Projekte folgender Gedenkstätten werden nach dem Votum des 
Expertengremiums zur Gedenkstättenförderung des Bundes nicht ge- 
fördert: Wilhelm-Eeuschner-Gedenkstätte, Zwangsarbeitslager Schö- 
neweide, Erinnerungs-, Büdungs- und Begegnungsstätte Alt Rehse, 
KZ- und Strafgefangenenlager Esterwegen, Gedenkstätte Deutsche 
Teilung Marienborn, Grenzlandmuseum Eichsfeld. 

Die tatsächliche Eörderung der weiteren Gedenkstätten für das Haus- 
haltsjahr 2005 kann erst nach Inkrafttreten des Bundeshaushalts 2005 
sowie im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel festgelegt werden. 


2. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(EDP) 


Trifft es zu, dass das Westpreußische Eandes- 
museum in Münster mit dem Ostpreußischen 
Eandesmuseum in Eüneburg zusammengelegt 
und dorthin verlegt werden soll, und welche 
weiteren organisatorischen Veränderungen 
sind bei den nach § 96 des Bundesvertriebe- 
nengesetzes geförderten Einrichtungen ge- 
plant? 


Antwort der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss 

vom 22. Februar 2005 

Mit der vom Bundeskabinett verabschiedeten Konzeption zur Erfor- 
schung und Präsentation deutscher Kultur und Geschichte im östli- 
chen Europa aus dem Jahr 2000, die auch dem Deutschen Bundestag 
zugeleitet wurde (Bundestagsdrucksache 14/4586), ist u. a. eine stärke- 
re Professionalisierung der Museums- und Eorschungsarbeit und eine 
Sicherung der öffentlichen Verantwortung beabsichtigt. Neben einer 
neuen Trägerstruktur für das Ost- und Westpreußische Eandesmu- 
seum ist längerfristig die Integration des Westpreußischen Eandesmu- 
seums am Standort Eüneburg zwecks regionaler Schwerpunktsetzung 
und Vernetzung angestrebt. Die Umsetzung scheiterte bisher insbe- 
sondere an den fehlenden Einanzmitteln als Voraussetzung für einen 
damit erforderlichen Neubau. 

Durch das jetzt frei werdende gegenüber dem Ostpreußischen Eandes- 
museum gelegene Gebäude der Eandeszentralbank in Eüneburg ergibt 
sich nun die Möglichkeit der Zusammenlegung einschließlich der 
Schaffung einer baltischen Abteilung. Die Kosten für den Erwerb und 
einen Erweiterungsbau halten sich in vertretbarem Rahmen. Die Prü- 
fung ist noch nicht abgeschlossen. Zurzeit finden Gespräche mit allen 
Beteiligten statt, um die erforderlichen Schritte möglichst im Einver- 
nehmen durchführen zu können. 
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Für das Westpreußische Landesmuseum würde ein Verbleib am 
Standort Münster erhebliche Investitionen für notwendige Renovie- 
rungs- und Erweiterungsmaßnahmen erfordern, der derzeitige Zu- 
stand ist unbestritten auf Dauer für eine öffentlichkeitswirksame Mu- 
seumsarbeit unzureichend. 

Zugleich wird die rechtliche Zusammenführung des Ostpreußischen 
mit dem Westpreußischen Landesmuseum unter Einbeziehung der 
Deutschbalten in eine gemeinsame Stiftung geprüft. Auch hier werden 
alle Beteiligten in die Entscheidungsfindung eingebunden. 

Beim Deutschen Kulturforum östliches Europa e. V. in Potsdam, das 
vom Bund auf der Grundlage von § 96 BVFG institutionell gefördert 
wird, ist die Umwandlung der Rechtsform in eine Stiftung bürgerli- 
chen Rechts geplant. Derzeit läuft die Abstimmungsphase mit den be- 
teiligten Institutionen. 

Weitere grundsätzliche organisatorische Veränderungen sind bei den 
nach § 96 BVFG institutionell geförderten Einrichtungen derzeit nicht 
geplant. 


3. Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(FDP) 


Wie viele Aufträge haben Bundesministerien 
und -Behörden seit Beginn der 14. Legislatur- 
periode an Werbe- bzw. PR-Agenturen verge- 
ben, und wie hoch war das jeweilige Gesamt- 
auftragsvolumen pro Agentur? 


Antwort des Chefs des Presse- und Informationsamtes und 
Sprechers der Bundesregierung, Staatssekretär Bela Anda 
vom 24. Fehruar 2005 

Von Beginn der 14. Legislaturperiode bis zum 31. Januar 2005 - also 
in mehr als 6 Jahren - haben die Bundesministerien und Bundesbehör- 
den 3 178 Einzelaufträge an Werbe- bzw. PR-Agenturen vergeben, da- 
rüber hinaus bestanden 12 Rahmenverträge. Die Aufträge umfassen 
Entwicklung, Gestaltung und Durchführung von Werbe- und PR- 
Maßnahmen sowie Schaltkosten für Anzeigen- und Plakataktionen. 

Das Gesamtvolumen der erteilten Aufträge betrug in dem o. g. Zeit- 
raum von mehr als 6 Jahren 417 847 785,96 Euro inklusive Mehrwert- 
steuer. Von einer detaillierteren Übersicht der an die jeweiligen Auf- 
tragnehmer geleisteten Zahlungen musste abgesehen werden. Zur Be- 
gründung verweise ich auf die Vorbemerkung der Bundesregierung 
zur Antwort auf die Große Anfrage zur Öffentlichkeitsarbeit der Bun- 
desregierung - Bundestagsdrucksache 15/1960 -, wonach die mit Auf- 
tragnehmern geschlossenen Verträge als interne Unterlagen grund- 
sätzlich vertraulich sind. 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


4. Abgeordneter 

Albrecht 

Felbel 

(CDU/CSU) 


Welche Kosteneinsparungen werden durch die 
Schließung der Bibliotheken an den Goethe- 
Instituten in Indien erreicht, und wie bewertet 
die Bundesregierung diese Schließungen hin- 
sichtlich des Zieles der Goethe-Institute, in den 
jeweiligen Ländern die deutsche Sprache zu 
vermitteln? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 23. Februar 2005 

Das Goethe-Institut verwirklicht derzeit vor dem Hintergrund eines 
veränderten, an modernen Informations- und Kommunikationstech- 
nologien orientierten Nutzerverhaltens ein neues Konzept für seine 
Informationszentren in Indien. Dieses sieht neben der Beibehaltung 
eines aktuellen multimedialen Kernbestandes in deutscher Sprache 
eine Ausweitung des Internetangebotes vor. Die Schließung der Bib- 
liotheken an den Goethe-Instituten in Indien dient also nicht in erster 
Linie der Kosteneinsparung. Im Zuge der Schließung ausgesonderte 
Bücherbestände werden an ausgewählte indische Bibliotheken über- 
geben und stehen dort weiterhin der interessierten Öffentlichkeit zur 
Verfügung. 

Die Bundesregierung begrüßt, dass das Angebot der Informations- 
zentren des Goethe-Institutes in Indien auf diese Weise nach wie vor 
einem breiten Publikum und insbesondere auch Deutsch Lernenden 
zugänglich gemacht werden kann. 


5. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Informationen 
vor, ob, und falls ja, in welcher Weise die so- 
malische Exilregierung dazu beiträgt, dass für 
die Opfer der Flutkatastrophe in Somalia hu- 
manitäre Hilfeleistungen ermöglicht werden? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 27. Januar 2005 

Die somalische Übergangsregierung, die derzeit noch in Nairobi/ 
Kenia residiert und die ich dort im vergangenen November getroffen 
habe, ist bestrebt, sich ein möglichst genaues Bild der Folgen der Flut- 
katastrophe in Somalia zu machen. 

Sie hat die Vertreter der internationalen Gemeinschaft wiederholt da- 
zu aufgerufen, auch die Flutopfer in ihre Hilfe für Somalia einzubezie- 
hen. Die von Deutschland und anderen Staaten sowie internationalen 
Organisationen ergriffenen Sofortmaßnahmen hat sie nachdrücklich 
begrüßt. Die Bundesregierung geht davon aus, dass die Übergangs- 
regierung im Rahmen ihres in Vorbereitung befindlichen allgemeinen 
Wiederaufbauprogramms die Hilfe für die Flutopfer angemessen be- 
rücksichtigen wird. 
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6. Abgeordneter 

Erwin 

Marschewski 

(Recklinghausen) 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse besitzt die Bundesregie- 
rung über das Wirken der tadschikischen Stif- 
tung „Sawob“, die sich mit der Bewahrung 
und Pflege des deutschen Kulturgutes in Tad- 
schikistan beschäftigt (Quelle: Deutsche Welle 
vom 20. Januar 2005), und was unternimmt 
die Bundesregierung, um die Arbeit der Stif- 
tung zu unterstützen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 21. Februar 2005 

Die Bundesregierung begrüßt die Zielsetzung der „Internationalen 
Wohltätigkeitsstiftung Sawob“, die nach ihrer Satzung vor allem deut- 
sches Kulturgut, aber auch das anderer Volksgruppen erhalten will, 
die im Zuge der Zwangsdeportationen unter Stalin u. a. in Tadschikis- 
tan angesiedelt wurden. 

Die deutsche Botschaft in Duschanbe steht seit Frühsommer 2004 in 
Kontakt mit der Stiftung. Ein eingereichter Projektantrag zur Rettung 
vorhandenen Archivmaterials konnte allerdings aufgrund haushalts- 
rechtlicher Bestimmungen nicht positiv beschieden werden. 

Die Botschaft hat der Stiftung gleichzeitig andere Bereiche einer mög- 
lichen Zusammenarbeit erläutert; konkrete Projektanträge wurden der 
deutschen Botschaft seitens der Stiftung allerdings bislang nicht unter- 
breitet. 


7. Abgeordneter 

Matthias 

Schling 

(CDU/CSU) 


Warum hat die Bundesregierung die Vertrete- 
rin des Freistaats Bayern nicht mehr in das 
Gesprächsforum des Deutsch-Tschechischen 
Zukunftsfonds berufen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 28. Januar 2005 

Das Aide memoire über die weitere Tätigkeit des Deutsch-Tschechi- 
schen Gesprächsforums vom 9. September 2004 sieht vor, den beiden 
Vorsitzenden statt des Koordinierungsrates künftig einen Beirat zur 
Seite zu stellen, dem von deutscher und von tschechischer Seite jeweils 
nur zehn Mitglieder angehören. Der Koordinierungsrat hatte die 
Schaffung dieses kleinen und effizienten Gremiums vor dem regulären 
Ablauf seines Mandats, Ende 2004, ausdrücklich begrüßt. Aufgrund 
der Begrenzung der Mitgliederzahl können nicht mehr alle, die ein 
berechtigtes Interesse am Deutsch-Tschechischen Gesprächsforum 
haben, in jeder Amtszeit im Beirat vertreten sein. 

Die Bundesregierung ist jedoch davon überzeugt, dass mit dem Mit- 
glied des Europäischen Parlaments, Bernd Posselt, den Mitgliedern 
des Deutschen Bundestags, Christian Schmidt und Petra Ernstberger, 
und dem Geschäftsführer des Adalbert-Stifter-Vereins, Dr. Peter 
Becher, auch im neuen Beirat die bayerischen Belange gut vertreten 
sein werden. 



Drucksache 15/4975 


- 6 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Selbstverständlich ist auch die bayerische Staatsministerin für Arbeit 
und Sozialordnung, Familie, Frauen und Gesundheit, Christa 
Stewens, als ehemaliges Koordinierungsratsmitglied eingeladen, 
im Rahmen der Jahreskonferenzen des Deutsch-Tschechischen Ge- 
sprächsforums ihr Engagement für den deutsch-tschechischen Dialog 
fortzusetzen. 


8. Abgeordneter 

Matthias 

Schling 

(CDU/CSU) 


Wie werden in Zukunft die unmittelbar an die 
Tschechische Republik angrenzenden Länder 
Bayern und Sachsen im Gesprächsforum des 
Deutsch-Tschechischen Zukunftsfonds vertre- 
ten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 28. Januar 2005 

Bei den Mitgliedern des Beirats des Deutsch-Tschechischen Ge- 
sprächsforums handelt es sich um Persönlichkeiten aus unterschied- 
lichen Bereichen der Zivilgesellschaft, die sich für die Zukunft der 
deutsch-tschechischen Beziehungen in besonderer Weise engagieren. 
Entscheidend ist, dass die Berufung in den Beirat ad personam und 
nicht aufgrund einer bestimmten Funktion erfolgt. Da die Amtszeit 
des Beirats nur zwei Jahre beträgt, ist ein häufiger personeller Wechsel 
möglich, so dass weiterhin eine Vielzahl verschiedener Persönlichkei- 
ten die Gelegenheit zum Engagement im Beirat haben wird. Dies gilt 
auch für Persönlichkeiten aus den Ländern Bayern und Sachsen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


9. Abgeordnete 

Rita 

Pawelski 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen plant die Bundesregie- 
rung, um die möglicherweise lebensgefährden- 
de Abschiebung der zum Christentum konver- 
tierten und von ihrem muslimischen Ehemann 
getrennt lebenden Iranerin Zahra Kameli zu 
stoppen und den Asylantrag erneut sowie 
rechtlich umfassend zu prüfen? 


10. Abgeordnete 

Rita 

Pawelski 

(CDU/CSU) 


Welche Relevanz wird in diesem speziellen 
Fall den geschlechtsspezifischen Abschie- 
bungshindernissen gemäß Zuwanderungsge- 
setz beigemessen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 22. Februar 2005 

Das für die Durchführung des Asylverfahrens zuständige Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge hatte die Asylanträge der Zahra Kameli 
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unter allen rechtlichen Gesichtspunkten umfassend und sorgfältig 
geprüft und war zu dem Ergebnis gekommen, dass Zahra Kameli bei 
einer Rückkehr in den Iran nicht mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit 
die Gefahr von asylrelevanter Verfolgung droht. Das von Zahra 
Kameli angerufene Verwaltungsgericht hat im Verfahren des einst- 
weiligen Rechtsschutzes die Entscheidung des Bundesamtes bestätigt. 
Das dafür zuständige Gericht hat zudem die nachträglich vorge- 
brachten Sachverhalte im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes 
ebenfalls umfassend geprüft und festgestellt, dass auch insoweit keine 
Maßnahmen zu befürchten wären, die einen Abschiebungsschutz 
rechtfertigen würden. Das von Zahra Kameli angerufene Bundesver- 
fassungsgericht hat die Annahme ihrer Verfassungsbeschwerde zur 
Entscheidung und den Erlass einer einstweiligen Anordnung abge- 
lehnt. Eür eine abweichende Entscheidung des Bundesamtes im Asyl- 
verfahren bleibt somit kein Raum. Die Prüfung eines asylunabhängi- 
gen Aufenthaltsrechts fällt nicht in den Zuständigkeitsbereich der 
Bundesregierung, sondern in den des Landes Niedersachsen. 


11. Abgeordneter 

Dr. Rainer 
Stinner 

(EDP) 


Wie viele palästinensische Elüchtlinge halten 
sich derzeit in Deutschland auf, und wie viele 
davon halten sich schon länger als 10 Jahre in 
Deutschland auf? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 23. Februar 2005 

Beim Bundesamt für Migration und Elüchtlinge werden Asylanträge 
von Palästinensern erst seit 1998 gesondert erfasst. Zwischen 1998 
und 2004 wurden insgesamt 4 620 Asylerstanträge von Palästinensern 
gezählt. Es liegen keine Angaben darüber vor, wie viele dieser Perso- 
nen sich noch in Deutschland befinden, weil im Ausländerzentralregis- 
ter Ausländer, die sich nicht nur vorübergehend in Deutschland auf- 
halten, nach ihrer Staatsangehörigkeit erfasst werden und eine palästi- 
nensische Staatsangehörigkeit bislang nicht anerkannt ist. Palästinen- 
ser sind in der Regel Angehörige anderer Staaten und werden daher 
mit dieser Staatsangehörigkeit gespeichert. 


12. Abgeordneter 

Dr. Rainer 
Stinner 

(PDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussich- 
ten einer Rückkehr dieser Elüchtlinge in ihre 
Heimat? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 23. Februar 2005 

Die zuständigen Ausländerbehörden in den Bundesländern praktizie- 
ren Rückführungen von Palästinensern sowohl in die von Israel be- 
setzten Gebiete, als auch in die Herkunftsstaaten. Der Bundesregie- 
rung liegen dazu keine Zahlen vor. Der Bundesregierung ist bekannt, 
dass die Ausländerbehörden bei der Beschaffung von Passersatzpapie- 
ren für die Rückkehr ausreisepflichtiger Palästinenser in die Her- 
kunftsstaaten wegen deren Volkszugehörigkeit zum Teil auf Probleme 
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stoßen. So lange kein palästinensischer Staat existiert, den die völker- 
rechtliche Verpflichtung zur Rückübernahme trifft, kann nicht prog- 
nostiziert werden, wie sich die Rückkehrsituation entwickeln wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


13. Abgeordneter 

Albrecht 

Felbel 

(CDU/CSU) 


Wie hoch waren die Einnahmen aus der 
Tabaksteuer im Jahr 2004 (jeweils zum Ende 
eines Quartals) im Vergleich zum jeweiligen 
Vergleichszeitraum des Vorjahres, und hält die 
Bundesregierung an ihrer Absicht fest, die 
nächste Stufe der Tabaksteuererhöhung wie 
geplant in Kraft zu setzen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 23. Februar 2005 


Die Einnahmen aus der Tabaksteuer (jeweils zum Ende des Quartals) 
im Jahr 2004 im Vergleich zum jeweiligen Vergleichszeitraum des 
Vorjahres können der folgenden Tabelle entnommen werden: 



2004 iu Mio. € 

2003 iu Mio. € 

1. Quartal 

2 376 

2412 

2. Quartal 

3 484 

3 698 

3. Quartal 

3 478 

3 668 

4. Quartal 

4292 

4315 

Quartale 1-4 

13630 

14093 


Ein Aussetzen der Tabaksteuererhöhungsstufe zum 1. September 
2005 wurde von der Bundesregierung nicht beschlossen. 


14. Abgeordnete 

Sibylle 

Laurischk 

(EDP) 


Plant die Bundesregierung eine Initiative, den 
§ 3 des Mineralölsteuergesetzes so zu verän- 
dern, dass für die Verwendung von Elüssigga- 
sen (Autogas) eine Verlängerung des vermin- 
derten Steuersatzes über das Jahr 2009 hinaus 
gewährt wird? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 21. Februar 2005 

Die Bundesregierung plant derzeit nicht, die Befristung der steuer- 
begünstigten Verwendung von Flüssiggas (Autogas) zum Antrieb von 
Fahrzeugen zu ändern. 
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15. Abgeordneter 
Stefan 
Müller 
(Erlangen) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit sieht die Bundesregierung den 
grundgesetzlich gewährleisteten Schutz von 
Ehe und Familie noch gesichert, wenn wie ge- 
plant (Meldung REUTERS, 25. Januar 2005) 
die gleichgeschlechtliche Partnerschaft der 
Ehe auch steuerlich gleichgestellt werden soll, 
und wie ist dies vereinbar mit dem Ziel der 
Vereinfachung des Steuerrechts? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 23. Februar 2005 

Artikel 6 GG privilegiert die Ehe durch einen nur ihr zukommenden 
verfassungsrechtlichen Schutz und verpflichtet den Gesetzgeber, sie 
mit den ihr angemessenen Mitteln zu fördern. Der besondere Schutz 
der Ehe hindert nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
17. Juli 2002 (BVerfGE 105, 313) den Gesetzgeber jedoch nicht, für 
die gleichgeschlechtliche Eebenspartnerschaft Rechte und Pflichten 
vorzusehen, die denen der Ehe gleich oder nahe kommen. 

Im Übrigen sind die Überlegungen für ein Gesetz zur Ergänzung des 
Eebenspartnerschaftsgesetzes noch nicht abgeschlossen. 


16. Abgeordnete 

Gisela 

Piltz 

(FDP) 


In welcher Höhe werden nach Ansicht der 
Bundesregierung die 2,5 Mrd. Euro, die vom 
Bund zur Entlastung der Städte und Gemein- 
den im Rahmen der Zusammenlegung von Ar- 
beitslosenhilfe und Sozialhilfe gezahlt werden, 
nicht durch die Eänder an die Kommunen wei- 
tergegeben, und welche Maßnahmen wird die 
Bundesregierung ergreifen, damit die Kommu- 
nen die volle Höhe aus den oben genannten 
Bundeszahlungen erhalten? 


17. Abgeordnete 

Gisela 

Piltz 

(FDP) 


Woher hat der Bundesminister der Finanzen, 
Hans Eichel, die Informationen, dass die oben 
genannten Bundeszahlungen nicht bei den 
Kommunen ankommen (laut Bericht in der 
Rheinischen Post vom 12. Februar 2005, S. 4)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 25. Februar 2005 

Die Bundesregierung hat den Kommunen im Rahmen der Zusam- 
menlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe für erwerbsfähige Ar- 
beitssuchende bundesweit eine flnanzielle Entlastung in Höhe von 
jährlich 2,5 Mrd. Euro zugesichert. Dies wurde im Rahmen der Ver- 
handlungen des Vermittlungsausschusses vom 30. Juni 2004 auch von 
den Eändern bekräftigt. Die Eänder haben ihrerseits zugesichert, ihre 
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Einsparungen beim Wohngeld und bei den Eingliederungsleistungen 
ohne Abstriche an ihre Kommunen weiterzuleiten. 

Anlässlich der zum 1. März 2005 anstehenden Revision der Hartz-IV- 
Regelungen wird auch zu überprüfen sein, ob die Eänder ihre Ver- 
pflichtungen in diesem Zusammenhang erfüllen und den Kommunen 
die ihnen zustehenden Entlastungen zukommen lassen. 

Zur Überprüfung der Weitergabe der Entlastungen beim Wohngeld 
sowie der eingesparten Eingliederungsleistungen durch die Eänder an 
ihre Kommunen wurden die vorliegenden Haushaltspläne der Eänder 
für das Jahr 2005 ausgewertet bzw. die Eänder unmittelbar um Aus- 
kunft gebeten. 

In den Haushaltsplänen der Eänder gibt es gewisse Anhaltspunkte, 
dass die Eänder im Vergleich zu den Schätzungen im Vermittlungsaus- 
schuss geringere Entlastungen ansetzen. Die Eänder werden im Rah- 
men der Revision Gelegenheit zur Erläuterung ihrer Berechnungen 
haben. 


18. Abgeordneter Wie hoch (in absoluten Zahlen und in v. H. der 

Horst jeweiligen Gesamtsumme) waren im Jahr 2004 

Schild die Mittel der einzelnen Teile des bundesstaat- 

(SPD) liehen Einanzausgleichs, die den Eändern zu- 

geflossen sind (vgl. Antwort der Parlamentari- 
schen Staatssekretärin beim Bundesminister 
der Einanzen, Dr. Barbara Hendricks, vom 
15. März 2004 auf meine schriftliche Erage 41 
in Bundestagsdrucksache 15/2728)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 22. Februar 2005 

Die für das Jahr 2004 den einzelnen Eändern über die Ergänzungsan- 
teile, den Eänderflnanzausgleich und die verschiedenen Bundesergän- 
zungszuweisungen (BEZ) zugeflossenen Mittel können den nachste- 
henden Tabellen entnommen werden (Abweichungen in den Summen 
sind rundungsbedingt): 
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Jahr 2004 

in Mio. Euro 


Empfängerländer 

Ergän- 

zungs- 

anteile 

Umsatz- 

steuer 

Länder- 

finanz- 

ausgleich 

Fehl- 

betrags- 

BEZ 

Sonder- 

BEZ 

Kosten 

polit. 

Führung 

Über- 

gangs- 

BEZ 

alte 

Länder 

Sonder- 

BEZ 

neue 

Länder 

Sanie- 

rungs- 

BEZ 

Insge- 

samt 

Berlin 

288 

2 692 

449 

112 

0 

2 003 

0 

5 544 

Brandenburg 

1 391 

527 

255 

84 

0 

1493 

0 

3 750 

Bremen 

0 

331 

43 

64 

4 

0 

358 

800 

Mecklenburg-V orpommern 

1037 

399 

171 

84 

0 

1 113 

0 

2 803 

Niedersachsen 

939 

444 

666 

0 

26 

0 

0 

2 075 

Rheinland-Pfalz 

0 

189 

284 

112 

23 

0 

0 

608 

Saarland 

102 

114 

105 

78 

4 

0 

256 

660 

Sachsen 

2 572 

917 

429 

0 

0 

2 752 

0 

6 671 

Sachsen-Anhalt 

1 557 

525 

249 

84 

0 

1661 

0 

4 076 

Schleswig-Holstein 

0 

103 

154 

84 

12 

0 

0 

353 

Thüringen 

1454 

511 

234 

84 

0 

1 510 

0 

3 793 

Zusammen 

9 340 

6 752 

3 040 

786 

69 

10 533 

614 

31 133 

in V. H. 

Zusammen 

30,0 

21,7 

9,8 

2,5 

0,2 

33,8 

2,0 

100,0 


in V. H. 


Empfängerländer 

Ergän- 

zungs- 

anteile 

Umsatz- 

steuer 

Länder- 

finanz- 

ausgleich 

Fehl- 

betrags- 

BEZ 

Sonder- 

BEZ 

Kosten 

polit. 

Führung 

Über- 

gangs- 

BEZ 

alte 

Länder 

Sonder- 

BEZ 

neue 

Länder 

Sanie- 

rungs- 

BEZ 

Insge- 

samt 

alte Eänder 

11,1 

17,5 

41,2 

43,1 

100,0 

0,0 

100,0 

14,4 

neue Eänder 

88,9 

82,5 

58,8 

56,9 

0,0 

100,0 

0,0 

85,6 

Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Den Zahlen liegt die vorläufige Jahresabrechnung 2004 zu Grunde. 


19. Abgeordneter Wie hoch waren die Einzahlungen der einzel- 

Horst nen ausgleichspflichtigen Eänder in den Eän- 

Schild derfinanzausgleich (in absoluten Zahlen und je 

(SPD) Einwohner gerechnet) im Jahr 2004? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 22. Februar 2005 

Die Einzahlungen der ausgleichspflichtigen Länder in den Länder- 
finanzausgleich im Jahr 2004 ergeben sich aus folgender Tabelle: 



2004 

2004 

Länder 

in Mio. € 

in € 

je Einwohner 

N or drhein-Westf alen 

213 

11,80 

Bayern 

2 303 

185,32 

Baden-Württemberg 

2148 

200,66 

Hessen 

1 516 

249,04 

Hamburg 

571 

328,80 


Bei der Interpretation der erfragten Einzahlungen der ausgleichs- 
pflichtigen Länder je (ungewichteten) Einwohner im Länderfmanzaus- 
gleich muss berücksichtigt werden, dass der Ermittlung der Aus- 
gleichszuweisungen und Ausgleichsbeiträge entsprechend § 9 Einanz- 
ausgleichsgesetz gewichtete Einwohnerzahlen zu Grunde gelegt wer- 
den. 

Den Zahlen liegt die vorläufige Jahresabrechnung 2004 zu Grunde. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


20. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Wie ist es zu erklären, dass im Landkreis 
Cham durch HARTZ IV bzw. die Zahlung des 
Arbeitslosengeldes II im Kreishaushalt ein De- 
fizit in Höhe von 1,557 Mio. Euro entsteht, ob- 
wohl die Bundesregierung den Kommunen im 
Rahmen von HARTZ IV insgesamt eine Ent- 
lastung von 2,5 Mrd. Euro zugesichert hat, 
und wird der Bund den Defizitausgleich über 
die Revisionsklausel den Kommunen garantie- 
ren und notfalls gesetzlich nachjustieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 22. Februar 2005 

Durch das Vierte Gesetz für Moderne Dienstleistungen am Arbeits- 
markt (Hartz IV) werden - unter Berücksichtigung der Einsparungen 
die sich bei den Ländern ergeben und die an die Kommunen weiterzu- 
leiten sind - alle Kommunen zusammen genommen um 2,5 Mrd. Eu- 
ro jährlich entlastet. Diese Entlastung wird durch eine zeitnahe Revi- 
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sion sichergestellt, die erstmalig zum 1. März 2005 stattfindet und in 
deren Rahmen der Bundesanteil an den von den Kommunen zu tra- 
genden Kosten der Unterkunft überprüft wird. 

Die Entlastung der Kommunen insgesamt ergibt sich auf Grundlage 
einer bundesweiten Rechnung, in der alle Be- und Entlastungswirkun- 
gen der Hartz-IV-Reform auf die Kommunen gegenübergestellt wer- 
den. Vielfach zeigt sich bei den Berechnungen, die einzelne Kommu- 
nen selbst durchführen, dass eine Vielzahl von Be- und Entlastungsfak- 
toren nicht berücksichtigt wurden. Beispielsweise müssen auch die 
Entlastungen bei Personal- und Verwaltungskosten für die Betreuung 
bisheriger Sozialhilfeempfänger sowie der Wegfall der Krankenhilfe 
für bisherige Sozialhilfeempfänger in die Be- und Entlastungsrech- 
nung mit einbezogen werden, um die Gesamtauswirkung von Hartz 
IV auf den kommunalen Haushalt zu ermitteln. 

Der Bund kann im Rahmen der Zielsetzung der Entlastung aller Kom- 
munen bundesweit um 2,5 Mrd. Euro jedoch nicht sicherstellen, dass 
auch jede einzelne Kommune entlastet wird. Insbesondere können 
Kommunen mit einer vergleichsweise hohen Zahl von bisherigen 
Arbeitslosenhilfebeziehern und/oder vergleichsweise hohe Mietkosten 
stärker belastet werden als andere Kommunen. In diesem Zusammen- 
hang ist es wichtig, dass die Eänder ihre im Vermittlungsausschuss ge- 
machte Zusage einhalten und ihre Entlastungen aus der Hartz-IV-Re- 
form vollständig an die Kommunen weiterleiten und dabei finanzielle 
Ungleichheiten zwischen den Kommunen ggf. durch eine länderinter- 
ne Eeinsteuerung ausgleichen. 

Im Rahmen der Revision nach § 46 Abs. 6 SGB II, die erstmals zum 
1. März 2005 stattfindet, werden die gesamten Be- und Entlastungs- 
faktoren der Hartz-IV-Reform auf die Kommunen überprüft und ggf. 
die Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft angepasst. Die 
Revision dient der Sicherstellung der Entlastung der Kommunen bun- 
desweit um 2,5 Mrd. Euro, d. h. auch in diesem Zusammenhang kann 
nicht die Entlastung jeder einzelnen Kommune garantiert werden. Die 
Revision zum 1. März 2005 soll bereits insofern auf eine solide Grund- 
lage gestellt werden, als so weit wie möglich auf statistische Daten aus 
dem SGB-II-Verwaltungsvollzug zurückgegriffen wird, um so aktuelle 
Entwicklungen bei den Empfängerzahlen und Eeistungsausgaben zu 
berücksichtigen. 


21. Abgeordnete 

Dr. Martina 
Krogmann 

(CDU/CSU) 


Welche Kosten hat die Registrierung und Ver- 
waltung von wie vielen Dialern bisher insge- 
samt - und seit dem 22. Juni 2004 insbesonde- 
re - bei der Regulierungsbehörde für Telekom- 
munikation und Post verursacht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 23. Februar 2005 

Seit Inkrafttreten des Mehrwertdienste-Gesetzes am 15. August 2003 
bis zum 31. Januar 2005 wurden insgesamt 1 678 484 Dialer regis- 
triert, wovon zurzeit noch 1 232 720 Dialer eine Registrierung 
besitzen. 
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Auf den Zeitraum seit dem neuen Telekommunikationsgesetz (TKG) 
vom 22. Juni 2004 (in Kraft getreten am 26. Juni 2004) bis zum 
31. Dezember 2004 entfallen hiervon 202 031 Registrierungen. 

Die Gesamtkosten, die nach dem Gesetz zur Bekämpfung des Miss- 
brauchs von 0190er-/0900er Mehrwertdiensterufnummern angefallen 
sind, wurden in dieser Form bisher nicht erfasst bzw. ermittelt. 

Zurzeit werden von der Regulierungsbehörde für Telekommunikation 
und Post (RegTP) im Zusammenhang mit der Vergebührung die um- 
lagefähigen Kosten und Mengengerüste nach dem Kosten-Leistungs- 
prinzip ermittelt. Die umlagefähigen Kosten werden aufgrund des 
neuen TKG rückwirkend bis Juni 2004 zu erheben sein. 

Eine Gesamtkostenermittlung ist zwar grundsätzlich möglich, hierzu 
wäre jedoch nach Auskunft der zuständigen RegTP ein größerer, 
nicht kurzfristig durchführbarer Arbeitsaufwand erforderlich. Ergeb- 
nisse könnten frühestens in der 9. KW vorliegen. 


Trifft es zu, dass entgegen der offiziell veröf- 
fentlichten Januar-Statistik der Bundesagentur 
für Arbeit (BA) die Arbeitslosenzahl bei über 
sechs Millionen liegt, und ist dies darauf zu- 
rückzuführen, dass die Daten der Empfänger 
von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe von der 
BA in zwei unterschiedliche Computersysteme 
eingegeben wurden und nicht zusammenge- 
rechnet worden sind (vergleiche dazu Artikel 
in Neue Westfälische vom 11. Februar 2005 
„Statistik korrigiert: In Wahrheit sechs Millio- 
nen ohne Arbeit“)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 24. Februar 2005 

Es trifft nicht zu, dass entgegen der offiziell veröffentlichten Januar- 
Statistik der Bundesagentur für Arbeit die Arbeitslosenzahl bei über 
6 Millionen liegt. Die Zahl der registrierten Arbeitslosen im Berichts- 
monat Januar 2005 liegt bei 5,037 Millionen. Diese Zahl stellt bereits 
einen deutlichen Anstieg gegenüber dem Dezember 2004 (+570 000) 
dar und ist darauf zurückzuführen, dass das statistische Abbild der Ar- 
beitslosen durch die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und So- 
zialhilfe stark verändert wird. Die reale Lage am Arbeitsmarkt ent- 
spricht dem üblichen saisonalen Muster. Der Anstieg ist zu großen 
Teilen (+320 000) auf saisonale Effekte, wie beispielsweise die Winter- 
arbeitslosigkeit etc., zurückzuführen. Hinzu kommen weitere ca. 
250 000 bisher nicht arbeitslos registrierte ehemalige erwerbsfähige 
Sozialhilfeempfänger bzw. erwerbsfähige Angehörige von ehemaligen 
Arbeitslosenhüfebeziehern, die ab dem 1. Januar 2005 in der Arbeits- 
losenstatistik erfasst werden, da sie Leistungen der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende erhalten und sich dementsprechend bei der BA 
arbeitslos melden müssen. 

Die Daten der Empfänger von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe wur- 
den je nach Ausgestaltung der Trägerschaft des SGB II (Arbeitsge- 


22. Abgeordnete 

Lena 

Strothmann 

(CDU/CSU) 
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meinschaft, optierende Kommune) in verschiedene Computersysteme 
eingegeben. Bei der Berechnung der Arbeitslosenzahl für Januar 2005 
wurde dies jedoch weitgehend berücksichtigt. Die in der Fragestellung 
enthaltene Behauptung, die Arbeitslosenzahl liege deshalb entgegen 
der offiziell veröffentlichten Januar-Statistik der BA bei 6 Millionen, 
weil die Daten der ehemaligen Empfänger von Arbeitslosenhilfe und 
Sozialhüfe unzulässigerweise nicht zusammengerechnet worden seien, 
entbehrt daher der Substanz. 


23. Abgeordneter 
Marco 
Wanderwitz 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, dass, Unfall- bzw. Verletzten- 
renten, die die Berufsgenossenschaften zahlen, 
im Unterschied zu Renten, die nach dem Bun- 
desversorgungsgesetz bzw. Bundesentschädi- 
gungsgesetz gewährt werden, bei der Berech- 
nung des Arbeitslosengeldes II als Einkom- 
men angerechnet werden (vgl. Superillu 2/05, 
S. 48)? 


24. Abgeordneter 
Marco 
Wanderwitz 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, worauf begründet sich diese Un- 
gleichbehandlung (über den Wortlaut einer 
Norm hinaus)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 22. Februar 2005 

Ja. Das Arbeitslosengeld II stellt eine staatliche bedarfsorientierte und 
bedürftigkeitsabhängige reine Fürsorgeleistung dar. Es darf nur dann 
erbracht werden, wenn die Hilfebedürftigkeit nicht anderweitig besei- 
tigt werden kann. Daher haben erwerbsfähige Hilfebedürftige und die 
mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen alle Mög- 
lichkeiten zu nutzen, ihren Lebensunterhalt aus eigenen Mitteln und 
Kräften zu bestreiten. 

Dementsprechend ist die Berücksichtigung von Einkommen ähnlich 
dem Recht der Sozialhilfe ausgestaltet. Die in § 1 1 Abs. 1 Satz 1 Zwei- 
tes Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) genannte Grundrente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz und die genannten Renten und Beihilfen 
nach dem Bundesentschädigungsgesetz wurden und werden auch in 
der Sozialhilfe (§ 82 Abs. 1 SGB XII bzw. § 76 Abs. 1 BSHG) nicht 
als Einkommen berücksichtigt. Dagegen war und ist die Unfall- bzw. 
Verletztenrente auch als Einkommen in der Sozialhilfe anzurechnen. 

Die Privilegierung der in § 1 1 Abs. 1 SGB II genannten Renten be- 
ruht darauf, dass diese einem anderen Zweck als der Sicherung des 
Lebensunterhalts dienen. Durch diese Renten soll der Verlust der kör- 
perlichen Unversehrtheit ausgeglichen und ein Mehraufwand abgegol- 
ten werden, der dem Beschädigten als Folge der Schädigung erwächst. 

In der Grundsicherung für Arbeitsuchende sind außer den in § 11 
SGB II und § 1 der Arbeitslosengeld Il/Sozialgeld-Verordnung ge- 
nannten Leistungen nur zweckgebundene Einnahmen anrechnungs- 
frei, die einem anderen Zweck als das Arbeitslosengeld II dienen und 
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die Lage des Empfängers nicht so günstig beeinflussen, dass daneben 
Leistungen nach dem SGB II nicht mehr gerechtfertigt sind. Die 
Unfall- bzw. Verletztenrente ist demgegenüber eine pauschalierte 
Schadenersatzleistung, die neben dem Integritätsausgleich auch der 
Bestreitung des Lebensunterhalts dient, so dass sie als Einkommen zu 
berücksichtigen ist. 


25. Abgeordneter 

Marco 

Wanderwitz 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, dass die zentral über die Bundes- 
agentur für Arbeit zu versendenden gemeinsa- 
men Bescheide der jeweiligen regionalen 
Agenturen für Arbeit und der regionalen Ar- 
beitsgemeinschaft (für den überwiegenden Lall 
der Nichtoption) über die Bewilligung von 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhal- 
tes nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB II) dem Bearbeiter vor Ort nicht die 
Möglichkeit eröffnen, die Kosten für Unter- 
kunft und Heizung sowie deren Angemessen- 
heit und ggf. an der einen oder anderen Stelle 
stattfindende Anrechnungen bzw. Abzüge ge- 
trennt im Bescheid auszuweisen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 22. Februar 2005 

Die Bescheide, die von den Agenturen für Arbeit bzw. den Arbeits- 
gemeinschaften zentral über die Bundesagentur für Arbeit versandt 
werden, enthalten jeweils einen gesonderten Berechnungsbogen. 

Der Berechnungsbogen enthält Angaben zu allen in der Bedarfsge- 
meinschaft lebenden Angehörigen und zur Berechnung der Leistun- 
gen nach dem SGB II für jede Person. 

In diesem Berechnungsbogen werden die zustehenden, d. h. angemes- 
senen Kosten für Unterkunft und Heizung sowohl als Gesamtbetrag 
für die komplette Bedarfsgemeinschaft als auch aufgeschlüsselt auf die 
einzelnen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft dargestellt. Untrenn- 
bare Bestandteile der Kosten der Unterkunft und Heizung, die bereits 
als Bedarf in der Regelleistung zum Lebensunterhalt enthalten sind 
(z. B. Energieanteil für die Warmwassererzeugung), und die daher von 
dem entsprechenden Mietbestandteil abgesetzt werden, sind nicht ge- 
sondert aufgeführt, da diese in der Regel entsprechend der vom kom- 
munalen Träger erlassenen Richtlinien pauschal abgesetzt werden. 
Diese Richtlinien können beim zuständigen Leistungsträger einge- 
sehen werden. 

Sind die Kosten der Unterkunft und Heizung unangemessen hoch, 
enthält der Bescheid einen entsprechenden Hinweis bzw. eine Anlage, 
aus dem die Höhe der angemessenen Kosten und die Dauer der Be- 
rücksichtigung der unangemessen hohen Kosten hervorgeht. 

Bei detaillierten Auskunftsersuchen vor Ort ist der zuständige Mit- 
arbeiter des Leistungsträgers unter Hinzuziehung der Leistungsakte 
in der Lage, ergänzende Hinweise zum Bescheid zu geben und die 
Berechnung detaillierter zu erläutern. 
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Es entspricht üblicher Verwaltungspraxis, dass einzelne Berechnungs- 
schritte, die nicht notwendiger Bestandteil der Begründung der Bewil- 
ligungsentscheidung sind, anhand der Leistungsakte dem Betroffenen 
vor Ort auf Nachfrage erläutert werden. 


26. Abgeordneter 
Marco 
Wanderwitz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, dass 
dies mit dem Grundsatz der Klarheit von 
Bescheiden zu vereinbaren ist, und wenn ja, 
wieso? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 22. Februar 2005 

Die von den Agenturen für Arbeit bzw. den Arbeitsgemeinschaften 
erlassenen Bescheide über Leistungen der Grundsicherung für Arbeit- 
suchende entsprechen den sich aus § 35 Abs. 1 Zehntes Buch Sozial- 
gesetzbuch - Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz 
(SGB X) ergebenden Anforderungen an die Begründung eines Ver- 
waltungsaktes. Danach sind in der Begründung die wesentlichen tat- 
sächlichen und rechtlichen Gründe mitzuteilen, die die Behörde zu 
ihrer Entscheidung bewogen haben. Die Begründung ist in ihrem 
Umfang auf die wesentlichen Gründe zu begrenzen. Der zuständige 
Leistungsträger braucht daher nur seine die Entscheidung maßgebend 
tragenden Erwägungen bekannt zu geben, es ist nicht erforderlich, alle 
den Vorgang berührenden Einzelheiten und Umstände mitzuteilen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 


27. Abgeordneter 

Cajus Julius 
Caesar 

(CDU/CSU) 


Wie hat sich die Bundesregierung hinsichtlich 
der noch ausstehenden Entscheidung bezüg- 
lich der Umstrukturierung der Bundesfor- 
schungsanstalt für Ernährung und Lebensmit- 
tel (BEEL) in Detmold entschieden, da der 
Parlamentarische Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin für Verbraucherschutz, Ernäh- 
rung und Landwirtschaft, Dr. Gerald Thal- 
heim, auf meine Erage 23 in der Eragestunde 
vom 26. Mai 2004 mit einer Entscheidung „im 
Laufe des Jahres“ verwiesen haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 18. Februar 2005 

Nachdem Bundesministerin für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft Renate Künast entschieden hatte, dass der Standort 
Karlsruhe Hauptsitz der neuen Eorschungsanstalt wird, sind nunmehr 
weitere für die Neustrukturierung der Einrichtung wichtige Entschei- 
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düngen gefallen: Die BFEL wird neben Karlsruhe dauerhaft an den 
Standorten Kiel, Detmold und Kulmbach konzentriert, die weiteren 
Standorte Münster und Hamburg werden aufgegeben und die ent- 
sprechenden Aufgabengebiete nach Karlsruhe bzw. Kiel verlagert. 

Es ist zu erwarten, dass durch diese Konzentration Synergieeffekte er- 
zielt werden, für alle Betroffenen nunmehr Planungssicherheit gege- 
ben ist und die fachlich-organisatorische Neugliederung auf dieser 
Grundlage zeitnah erfolgen kann. 


28. Abgeordneter 

Reinhard 

Grindel 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung nach dem 
Scheitern der Verhandlungen der von Bundes- 
tag und Bundesrat eingesetzten Kommission 
zur Modernisierung der bundesstaatlichen 
Ordnung nunmehr auf die Ankündigung der 
Bundesministerin für Verbraucherschutz, Er- 
nährung und Landwirtschaft, Renate Künast, 
zurückzukommen, in dieser Legislaturperiode 
noch einen Gesetzentwurf zur Novellierung 
des Bundesjagdgesetzes vorzulegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 12. Januar 2005 

Die Bundesregierung prüft derzeit, welche Auswirkungen sich aus 
dem Ergebnis der Verhandlungen der Kommission zur Modernisie- 
rung der bundesstaatlichen Ordnung für die in der 15. Legislaturperio- 
de vorgesehenen Gesetzesvorhaben ergeben. Dies gilt auch für die 
Novellierung des Bundesjagdgesetzes. 


29. Abgeordnete 

Dr. Martina 
Krogmann 

(CDU/CSU) 


Wo können die in der Broschüre „Meilenstei- 
ne der Agrarpolitik“ zur Umsetzung der euro- 
päischen Agrarreform in Deutschland genann- 
ten Fördermittel für tiergerechte Haltungsver- 
fahren für die Sommerweidehaltung von Rin- 
dern beantragt werden, und wie hoch war das 
diesbezügliche Fördervolumen des Bundes, 
insbesondere im Jahr 2004? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 21. Fehruar 2005 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes“ (GAK) werden mit dem Förde- 
rungsgrundsatz „Markt- und standortangepasste Landbewirtschaf- 
tung“ (MSL) Agrarumweltmaßnahmen angeboten. Damit wird eine 
umweltschonende Bewirtschaftung honoriert, die über die Anforde- 
rungen der guten fachlichen Praxis hinausgeht. Neben der Förderung 
extensiver Produktionsverfahren im Ackerbau oder bei Dauerkultu- 
ren, der extensiven Grünlandnutzung, ökologischer Anbauverfahren 
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und der mehrjährigen Flächenstilllegung wird seit dem Jahr 2003 auch 
die Förderung umweit- und tiergerechter Haltungsverfahren angebo- 
ten. Hierzu gehört die Variante „Sommerweidehaltung von Rindern“. 

Nach § 9 des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK-Gesetz - GAKG) 
liegt die Zuständigkeit für die Durchführung der GAK-Fördermaß- 
nahmen bei den Ländern, die über die Anwendung entscheiden und 
die weitere Ausgestaltung in Landesrichtlinien festlegen. In den Rah- 
men dieser Zuständigkeit fällt auch das administrative Verfahren der 
Beantragung einer Fördermaßnahme (Antragsprüfungs-, Antrags- 
bewilligungs- sowie Auszahlungsverfahren) und die Kontrolle der 
Durchführung der Maßnahme. Anträge nehmen die für die Agrarum- 
weltförderung zuständigen Landesstellen entgegen. 

Die im Haushaltsjahr 2004 für die Förderung einer markt- und stand- 
ortangepassten Landbewirtschaftung verausgabten GAK-Bundesmit- 
tel belaufen sich nach dem Ergebnis der Bundeskasse auf 51,6 Mio. 
Euro (Bundes- und Landesmittel insg. 79,8 Mio. Euro). Eine Auswer- 
tung der für die einzelnen Teilmaßnahmen verausgabten Bundesmit- 
tel, so auch für die „Sommerweidehaltung von Rindern“, kann erst im 
Laufe des Jahres nach der differenzierten Berichterstattung durch die 
Länder erfolgen. 


30. Abgeordneter 

Stephan 

Mayer 

(Altötting) 

(CDU/CSU) 


Auf welche Art und Weise kontrolliert und 
evaluiert die Bundesregierung, wie die Stiftung 
Warentest die 6,5 Mio. Euro verwendet, die 
sie jährlich vom Bund erhält, bzw. wie begrün- 
det die Bundesregierung die Tatsache, dass die 
Stiftung Warentest staatliche Zuwendungen er- 
hält und sich nicht über Mitgliedsbeiträge oder 
andere selbst generierte Einkünfte finanziert 
wie andere Organisationen und Verbände, wie 
z. B. der ADAC? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 22. Februar 2005 

Der Stiftung Warentest wird von der Stifterin, d. h. der Bundesrepu- 
blik Deutschland, zur Erfüllung ihrer satzungsgemäßen Aufgaben 
jährlich ein Festbetrag als Zuwendung nach Maßgabe der Haushalts- 
pläne des Bundes zur Verfügung gestellt, seit 2002 aus dem Einzel- 
plan 10, davor aus dem Einzelplan 09. Im Haushaltsjahr 2004 betrug 
diese Zuwendung 6,5 Mio. Euro. Diese Zuwendung, die derzeit ca. 
12 Prozent des Geschäftsvolumens der Stiftung ausmacht, ist in erster 
Linie als Ausgleich für den Verzicht der Stiftung auf Einnahmen aus 
Anzeigenwerbung gedacht und soll mit dazu beitragen, die Unabhän- 
gigkeit der Stiftung zu gewährleisten. Der mit einem Testat versehene, 
nach Ablauf des jeweiligen Haushaltsjahres von einem unabhängigen 
Wirtschaftsprüfer zu erstellende Prüfbericht wird in ständiger Praxis 
als Verwendungsnachweis für die der Stiftung zugeflossene Zuwen- 
dung anerkannt. 



Drucksache 15/4975 


- 20 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


31. Abgeordneter 

Stephan 

Mayer 

(Altötting) 

(CDU/CSU) 


Auf welche Art und Weise gewährleistet die 
Bundesregierung die Qulitätssicherung und 
Kontrolle der Stiftung Warentest bzw. der von 
ihr beauftragten externen Prüfdienstleister, 
und ist der Bundesregierung bekannt, welche 
externen Labore und Prüfdientsleister die Stif- 
tung Warentest beauftragt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 22. Februar 2005 

Nach ihrer Satzung ist die Stiftung Warentest gehalten, ihre Testarbeit 
nach wissenschaftlichen Methoden und in einem eine sachgerechte Be- 
urteilung gewährleistenden Ausmaß durchzuführen oder von geeigne- 
ten Instituten nach ihren Weisungen durchführen zu lassen. Im Übri- 
gen sieht die Bundesregierung wegen der politisch gewollten Unab- 
hängigkeit der Stiftung Warentest seit ihrer Gründung in ständiger 
Praxis davon ab, die von der Stiftung bei ihren Testprojekten ange- 
wandte Methodik bzw. die Eignung der von der Stiftung herangezo- 
genen externen Institute zu bewerten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


32. Abgeordneter 

Ernst-Reinhard 

Beck 

(Reutlingen) 

(CDU/CSU) 


Wird sich die Bundesregierung bei der NATO 
dafür einsetzen, dass im „Supreme Headquar- 
ter Allied Powers in Europe“ die ab Juli 2005 
nicht mehr zur Verfügung gestellte deutsche 
Stelle in der Öffentlichkeitsarbeit wieder mit 
einem deutschen Offizier besetzt wird, und 
wenn nein, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolhow 
vom 8. Fehruar 2005 

SHAPE wurde im Rahmen der Transformation der NATO einer 
grundlegenden Reorganisation unterzogen. Bisher gibt es dort im Be- 
reich des „Public Information Office“ den deutschsprachigen Eeiter 
in der Dotierungshöhe Oberst. Auf Wunsch SACEUR wird der Eeiter 
dieses Büros künftig zivil besetzt werden. Deutschland wird aber auch 
nach der Übergangsphase in die neue NATO-Kommandostruktur mit 
deutschen Offizieren im „Public Information Office“ vertreten sein. 
So sind die Dienstposten des Gruppenleiters „Media Operations“ und 
des Gruppenleiters „Public Relations“ jeweils mit einem deutschen 
Oberstleutnant besetzt. 
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33. Abgeordneter 

Ernst-Reinhard 

Beck 

(Reutlingen) 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe veranlassen die Bundesregie- 
rung, die noch unvollständige Gefährdungsab- 
schätzung des Truppenübungsplatzes Münsin- 
gen abzubrechen, und wann gedenkt die Bun- 
desregierung die dortige Gefährdungsabschät- 
zung wieder aufzunehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolhow 
vom 8. Fehruar 2005 

Im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen soll zur Be- 
schleunigung des weiteren Vorgehens auf dem Truppenübungsplatz 
Münsingen nach ersten Testfeldräumungen im letzten Jahr die Erstel- 
lung einer kompletten Gefährdungsanalyse zunächst ausgesetzt und 
mit einer sofortigen Räumung an der Oberfläche vorhandener Blind- 
gänger und Kampfmittel auf Wegen und Flächen ohne Bewuchs be- 
gonnen werden. 


34. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Welches Verwertungskonzept verfolgt die Bun- 
desregierung im Hinblick auf die Bayreuther 
Markgrafenkaserne, und welche konkreten 
diesbezüglichen Maßnahmen gedenkt die Bun- 
desregierung in nächster Zeit zu unternehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolhow 
vom 17. Fehruar 2005 

Die Markgrafenkaserne in Bayreuth wird zurzeit noch durch das Ver- 
teidigungskreiskommando 67 genutzt. Nach Auflösung des Verteidi- 
gungskreiskommandos 67 und Freizug der Kaserne wird die Fiegen- 
schaft dem Allgemeinen Grundvermögen des Bundes zugeführt. 

Die Verwertung der Fiegenschaft fällt in die Zuständigkeit der Bun- 
desanstalt für Immobilienaufgaben. Nach deren Auskunft hat die Bun- 
despolizei (ehemals Bundesgrenzschutz) beim Bundesministerium des 
Innern einen Antrag auf Nachnutzung der Markgrafenkaserne ge- 
stellt, über den noch nicht entschieden wurde. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


35. Abgeordnete 

Antje 

Blumenthal 

(CDU/CSU) 


Schätzt die Bundesregierung die ab diesem 
Jahr geltende Regelung, die eine Förderung 
der bei Trägern der Jugendverbandsarbeit 
angestellten Bildungsreferenten auf maximal 
35 Prozent der jeweiligen Personalkosten be- 
grenzt, insofern als nachteilig für kleinere Ver- 
bände ein, als dass der verbleibende Rest der 
Personalkosten hier aufgrund des geringeren 
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Kursangebots nur schwer über Honorare für 
die Kursarbeit nach III. 3.1 der Richtlinien des 
Kinder- und Jugendplans abgedeckt werden 
kann, und wie begründet die Bundesregierung 
ihre Einschätzung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christel Riemann-Hanewinckel 
vom 27. Januar 2005 

Die 35-Prozent-Regelung, d. h. die Förderung der angestellten Bil- 
dungsreferentinnen und -referenten in Höhe von maximal 35 Prozent 
der jeweiligen Personalkosten, wurde eingeführt, weil mit der Ände- 
rung der Richtlinien Kinder und Jugendhilfeplan (KJP) eine Gewäh- 
rung von Personalkosten nach III. 3.3 Richtlinien KJP u. a. für Bil- 
dungsreferentinnen und -referenten ausgeschlossen ist. Vielmehr wer- 
den nun für Büdungsreferentinnen und -referenten Honorare pro 
Kurstag gewährt. 

Mit dieser Richtlinienänderung soll vermieden werden, dass aus dem 
KJP gefördertes Personal Maßnahmen anderer Geldgeber durch- 
führt, die sich selber nicht an den Personalkosten beteiligen. Auch hat 
der Bundesrechnungshof wiederholt die im Verhältnis zu den geringen 
Maßnahmekosten hohe Personalkostenförderung beanstandet. Darü- 
ber hinaus bietet die Regelung die Möglichkeit, maßnahmebezogen 
durch Gewährung des Honorars sich an den Personalkosten solcher 
Träger zu beteiligen, die wegen der angespannten Finanzsituation im 
KJP keine dauergeförderten Personalstellen bewilligt bekommen kön- 
nen. Die 35-Prozent-Regelung bewirkt lediglich eine Verlagerung der 
Kosten von der Position Personal zur Position Maßnahmen, d. h. die 
Gesamthöhe der Bewilligung an die Träger verringert sich nicht. Da- 
mit erwächst den betroffenen Trägern keine finanzielle Benachteili- 
gung. 


36. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Wann ist mit der Veröffentlichung der Ergeb- 
nisse des Modellprojekts „Umgang mit sexuel- 
ler Selbstbestimmung und sexueller Gewalt in 
Wohneinrichtungen für junge Menschen mit 
geistiger Behinderung“, das bereits im Jahr 
2003 abgeschlossen wurde, in Form der für 
diese Einrichtungen vorgesehenen forschungs- 
basierten Materialiensammlung zu rechnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christel Riemann-Hanewinckel 
vom 4. Februar 2005 

Das Projekt „Umgang mit sexueller Selbstbestimmung und sexueller 
Gewalt in Wohneinrichtungen für junge Menschen mit geistiger Be- 
hinderung“ wurde aufgrund personeller Verschiebungen beim Zuwen- 
dungsempfänger sowie der besonderen zielgruppenspezifischen Zu- 
gangsproblematik, die im Projektverlauf verstärkt sichtbar wurde, 
über das ursprünglich geplante Projektende am 30. November 2003 
hinaus bis zum 31. Mai 2005 verlängert. Damit wurde den erheblichen 
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Anforderungen, die an eine zielgruppengerechte Aufbereitung einer 
Materialiensammlung zu einer äußerst sensiblen und tabubehafteten 
Thematik für Menschen mit Lernschwierigkeiten zu stellen sind, 
Rechnung getragen. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend ist 
bestrebt, die Projektergebnisse nach Abschluss des Vorhabens zügig 
zu veröffentlichen. 


37. Abgeordnete 

Sibylle 

Laurischk 

(FDP) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Vä- 
ter, prozentual und in Fallzahlen, in einem be- 
stimmten Zeitraum eine Vaterschaft anerkannt 
haben und dabei gleichzeitig oder zeitnah auch 
das Sorgerecht beantragt haben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marieluise Beck 
vom 3. Februar 2005 

Vaterschaftsanerkennungen können entweder beim Jugendamt, beim 
Standesamt, bei einem Notar oder beim Gericht erfasst werden. Statis- 
tische Aufzeichnungen über Vaterschaftsanerkennungen werden in 
den Standesämtern nicht geführt. Ebenso liegen keine Angaben über 
entsprechende Verfahren bei Notaren oder Gerichten vor. Die amt- 
liche Kinder- und Jugendhilfestatistik (§ 59 Abs. 1 Nr. 1, § 98 Nr. 7, 
§ 99 Abs. 7 Achtes Buch Sozialgesetzbuch - SGB VIII) erfasst nur die 
Vaterschaftsfeststellungen, die beim Jugendamt durchgeführt werden. 
Die nachfolgende Statistik gibt Auskunft über die Vaterschaftsfeststel- 
lungen im Jahre 2003, die sowohl freiwillig als auch durch gerichtliche 
Entscheidungen festgestellt wurden: 


Gegenstand der Nachweisung 

Anzahl 

V. H. 

Fälle insgesamt^^ 

109051 

100,0 

Vaterschaft festgestellt 

105 873 

97,2 

durch freiwillige Anerkennung 

97 669 

89,6 

durch gerichtliche Entscheidung 

8 304 

7,6 

Vaterschaft nicht festgestellt 

3 078 

2,8 


** Nur die von Jugendämtern erfassten Fälle. 

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe, „Pflegeschaften, Vormundschaften, Beistandschaften, Pflege- 
erlaubnis, Vaterschaftsfeststellungen, Sorgerechtsentzug“ Bonn 2003. 


Weitere statistische Angaben darüber, wie häufig im Zusammenhang 
mit Vaterschaftsanerkennungen das Sorgerecht beantragt wird, liegen 
nicht vor. 

Ab dem Jahre 2004 wird in der amtlichen Kinder- und Jugendhilfesta- 
tistik (§ 98 Abs. 2, § 99 Abs. 6a, § 101 Abs. 1 Satz 2 SGB VIII) die Ab- 
gabe von Sorgeerklärungen von nicht miteinander verheirateten El- 
tern sowie deren gerichtliche Ersetzung nach der Übergangsregelung 
zum Kindschaftsrechtsreformgesetz (Artikel 224 § 2 Abs. 3 und 4 Ein- 
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führungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch) erfasst. Erste Ergebnis- 
se werden erst Ende 2005/Anfang 2006 vorliegen. 

Im Rahmen der Justizstatistik der Eamiliengerichte wird lediglich er- 
hoben, inwieweit das Eamiliengericht entweder auf entsprechenden 
Antrag, im Rahmen von Scheidungsverfahren oder bei allein anhängi- 
gen Streitsachen das Sorgerecht der Mutter, dem Vater, beiden ge- 
meinsam oder keinem von beiden zugesprochen hat. Die nachfolgen- 
de Statistik gibt Auskunft über die vor dem Amtsgericht erledigten Ea- 
miliensachen im Jahr 2003. 

Vor dem Amtsgericht erledigte Eamiliensachen im Jahre 2003 in Deutschland 



Anzahl 

%-Anteil 

Entscheidungen, betreffend Übertragung/Entzie- 
hung der elterlichen Sorge in Eällen, in denen 
die Eltern nicht miteinander verheiratet sind oder 



waren 

10 780 

100,0 

Davon wurde das Sorgerecht vom Gericht über- 
tragen 



auf Mutter und Vater gemeinsam 

1635 

15,2 

auf die Mutter 

4 395 

40,8 

auf den Vater 

1 812 

16,8 

weder auf die Mutter noch auf den Vater 

2 938 

27,3 


Quelle: Statistisches Bundesamt: Fachserie 10 „Rechtspflege“, Reihe 2.2 „Familiengerichte“, Wiesbaden 2003. 


38. Abgeordneter 
Günter 
Nooke 
(CDU/CSU) 


Gibt es eine Aufstellung über altersdiskriminie- 
rende Gesetzestexte und -inhalte in der Bun- 
desrepublik Deutschland, zum Beispiel über 
bestehende Eestlegungen zu Altersgrenzen für 
Schöffen, Gutachter usw., die durch ein Anti- 
diskriminierungsgesetz in Erage zu stellen wä- 
ren, und wie bewertet die Bundesregierung vor 
dem Hintergrund eines angestrebten Antidis- 
kriminierungsgesetzes gesetzliche und admi- 
nistrative Einschränkungen, die geeignet sind, 
das Engagement aktiver und rüstiger alter und 
älterer Menschen einzuschränken oder zu be- 
hindern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christel Riemann-Hanewinckel 
vom 17. Januar 2005 

Der Bundesregierung liegt eine Aufstellung des Wissenschaftlichen 
Dienstes des Deutschen Bundestages aus dem Jahr 2001 über alters- 
beschränkende Regelungen für Personen ab dem 40. Eebensjahr in 
bundesdeutschen Gesetzes und Rechtsverordnungen vor. Diese Auf- 
stellung ist trotz ihres Umfangs allerdings nicht abschließend. 
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Nach Auffassung der Bundesregierung sind die vom Deutschen Bun- 
destag verabschiedeten gesetzlichen Regelungen von Altersgrenzen 
nicht altersdiskriminierend. Artikel 6 der einschlägigen Richtlinie 
2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines 
allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung 
in Beschäftigung und Beruf (Abi. EG Nr. E 303/16) sieht vor, dass 
eine unterschiedliche Behandlung wegen des Alters zulässig ist, wenn 
sie objektiv und angemessen und durch ein legitimes Ziel gerechtfer- 
tigt ist. Die Mittel zur Erreichung dieses Zieles müssen angemessen 
und erforderlich sein. Sachliche Gründe für eine unterschiedliche Be- 
handlung wegen des Alters werden z. B. in der besonderen Schutzbe- 
dürftigkeit oder der unterschiedlichen Eebens- und Berufserfahrungen 
gesehen. 

Bei dem von Ihnen beispielhaft angesprochenen Höchstalter für 
Schöffen ist zudem zu berücksichtigen, dass das Schöffenamt kein der 
Erwerbstätigkeit dienender Beruf ist; es wird ehrenamtlich ausgeübt. 
Daher fällt es nicht in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2000/ 
78/EG. 


39. Abgeordneter 
Günter 
Nooke 
(CDU/CSU) 


Wie steht es um das aktive wie passive Wahl- 
recht für Gleichstellungsbeauftragte oberster 
Bundesbehörden und Bundesoberbehörden, 
und welche geschlechtsspezifischen Gruppen- 
interessen werden von den obersten Bundesbe- 
hörden einerseits und den Bundesoberbehör- 
den andererseits vertreten (bitte tabellarische 
Übersicht beifügen)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christel Riemann-Hanewinckel 
vom 2. Februar 2005 

Das aktive und passive Wahlrecht für die Wahl von Gleichstellungs- 
beauftragten und der Setellvertreterin ist in § 16 Abs. 1 und 4 Bundes- 
gleichstellungsgesetz (BGleiG) sowie in § 2 Abs. 1 und § 3 Gleichstel- 
lungsbeauftragten-Wahlverordnung (GleibWV) geregelt. 

Danach ist in jeder Dienststelle der Bundesverwaltung mit regelmäßig 
mindestens 100 Beschäftigten aus dem Kreis der weiblichen Beschäf- 
tigten eine Gleichstellungsbeauftragte nach geheimer Wahl durch die 
weiblichen Beschäftigten von der Dienststelle zu bestellen. Insoweit 
bestehen also keine Unterschiede zwischen den obersten Bundesbe- 
hörden und den Bundesoberbehörden. 

Wahlberechtigt sind alle weiblichen Beschäftigten, auch Teüzeitbe- 
schäftigte und minderjährige Auszubildende sowie beurlaubte oder zu 
einer anderen Dienststelle abgeordnete Frauen. Wählbar sind alle 
weiblichen Beschäftigten, es sei denn, sie sind vom Wahltag an noch 
länger als drei Monate beurlaubt oder zu einer anderen Dienststelle 
abgeordnet. 

Zu den Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten gehören nach Maß- 
gabe des § 19 BGleiG die Förderung und Überwachung des Vollzugs 
dieses Gesetzes sowie des Beschäftigtenschutzgesetzes in der Dienst- 
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stelle und die Mitwirkung bei allen personellen, organisatorischen und 
sozialen Maßn a hmen in ihrer Dienststelle, die die Gleichstellung von 
Frauen und Männern, die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstä- 
tigkeit sowie den Schutz vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz be- 
treffen. 

Sie unterstützt also zum einen die Aufgaben der Dienststelle im Be- 
reich der Frauenförderung, z. B. im Zusammenhang mit Ausschrei- 
bungen (§ 6 Abs. 2 BGleiG) oder bei Unterrepräsentanz von Frauen 
(§ 8 BGleiG). Zum anderen kümmert sie sich um Vereinbarkeitsbelan- 
ge (§ 12 ff BGleiG), also um Anliegen von Frauen und Männern. 

Diese Aufgabenstellung entspricht der Zielsetzung des Bundesgleich- 
stellungsgesetzes, nämlich die Gleichstellung von Frauen und Män- 
nern im Bereich des Bundes zu fördern. 

Diese umfassende Aufgabenstellung sollte nach dem Willen des Ge- 
setzgebers auch in der Amtsbezeichnung als „Gleichstellungsbeauf- 
tragte“ - statt „Frauenbeauftragte“ - zum Ausdruck kommen. 

Dieser Wechsel in der Amtsbezeichnung korrespondiert mit dem 
Wechsel von der „Frauenförderung“ hin zur „Gleichstellung“: Die 
zuvor verwendeten Begriffe „Frauenförderung“, „Frauenförderplan“ 
und „Frauenbeauftragte“ vermittelten die unzutreffende Vorstellung, 
dass Frauen aufgrund mangelnder Qualifikation oder sonstiger De- 
fizite gefördert werden müssen. Diese Begriffe wurden deshalb durch 
die Begriffe „Gleichstellung“, „Gleichstellungsplan“ und „Gleich- 
stellungsbeauftragte“ ersetzt (siehe Bundestagsdrucksache 14/5679, 
S. 15). 

Damit sollte zugleich eine erhöhte Akzeptanz bei den beschäftigten 
Männern angestrebt werden, die ihrerseits die Gleichstellungsbeauf- 
tragte bei Fragen der Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit 
einschalten können und sollen. Denn die Verbesserung der Regelun- 
gen zur Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit durch den 
Wegfall von Einschränkungen bei der Inanspruchnahme familien- 
gerechter Arbeitszeiten, hat auch zum Ziel, Hindernisse für Männer 
abzubauen, Familienarbeit zu übernehmen (siehe auch Bundestags- 
drucksache 14/5679, S. 26). 

Es scheint auf den ersten Blick vor diesem Hintergrund zwar wider- 
sprüchlich zu sein, dass nur Frauen das aktive und passive Wahlrecht 
haben und Männer dieses Amt nicht wahrnehmen dürfen. 

Dies resultiert aber daraus, dass aufgrund der gesellschaftlichen Res- 
sourcenverteilung und der nach wie vor bestehenden Rollenstereoty- 
pen von Frau und Mann die Benachteiligungen, die es abzubauen gilt, 
nach wie vor überwiegend noch auf Seiten der Frauen liegen. 

Im Hinblick auf diese Situation ist es für das Amt der Gleichstellungs- 
beauftragten darüber hinaus wichtig, die Verhältnisse aus der Sicht 
des benachteiligten Geschlechts beurteilen zu können. Nicht zuletzt ist 
zu erwarten, dass die weiblichen Beschäftigten sich mit ihren Proble- 
men bei einer Person des gleichen Geschlechts besser aufgehoben und 
vertreten fühlen (siehe Bundestagsdrucksache 14/5679, S. 27). 
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Daher sind diese Regelungen trotz der immanenten Diskriminierung 
männlicher Beschäftigter aufgrund ihres Geschlechts zulässig und mit 
Artikel 3 Abs. 2 und 3 des Grundgesetzes und mit dem Europarecht 
vereinbar (siehe auch v. Roetteken, Kommentierung zu § 16 BGleiG, 
Rn. 45, 46). 

Die Bundesregierung wird im Rahmen der Evaluierung des Gesetzes 
- auch im Zusammenhang mit dem Ende 2005 vorzulegenden Erfah- 
rungsbericht an den Deutschen Bundestag nach § 25 BGleiG - be- 
obachten, ob und inwieweit die gesellschaftlichen Verhältnisse noch 
solche Regelungen erfordern. Sie wird auf der Grundlage dieser Er- 
kenntnisse einen entsprechenden Regelungsbedarf prüfen und umset- 
zen. 


40. Abgeordnete 

Rita 

Pawelski 

(CDU/CSU) 


Welche Ergebnisse verzeichnet die Bundes- 
regierung hinsichtlich der Gleichstellung von 
Erauen und Männern sowie der Beseitigung 
von Diskriminierungen wegen des Geschlechts 
in der unmittelbaren und mittelbaren Bundes- 
verwaltung sowie in den Gerichten des Bundes 
seit Inkrafttreten des Gesetzes zur Durchset- 
zung der Gleichstellung von Erauen und Män- 
nern (Gleichstellungsdurchsetzungsgesetz) am 
5. Dezember 2001, und welchen Nachbesse- 
rungsbedarf sieht sie? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christel Riemann-Hanewinckel 
vom 26. Januar 2005 

Nach § 25 Bundesgleichstellungsgesetz (BGleiG) legt die Bundesregie- 
rung dem Deutschen Bundestag alle vier Jahre einen Erfahrungsbe- 
richt über die Situation der Erauen im Vergleich zu der der Männer in 
der Bundesverwaltung sowie den Gerichten des Bundes und über die 
Anwendung des BGleiG vor. Dieser Erfahrungsbericht dient der Eva- 
luation des Gesetzes. 

Eür den Bericht werden die statistischen Daten, die nach § 24 BGleiG 
erhoben wurden, ausgewertet. Außerdem beruht er auf zusätzlichen 
Angaben der Bundesministerien. 

Da das BGleiG am 5. Dezember 2001 in Kraft getreten ist, soll der 
erste diesbezügliche Erfahrungsbericht Ende 2005 vorgelegt werden. 
Er wird die hier gestellten Eragen beantworten. 

Auf der Grundlage der daraus gewonnenen Ergebnisse und Erkennt- 
nisse wird die Bundesregierung weiteren Handlungsbedarf prüfen. 


41. Abgeordnete 

Rita 

Pawelski 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung nach der Auswertung 
der Ergebnisse der vom Bundesministerium 
für Eamilie, Senioren, Erauen und Jugend ini- 
tiierten Studie „Eebenssituation, Sicherheit 
und Gesundheit von Erauen in Deutschland“ 
die Absicht, gesonderte Maßnahmen für Mus- 
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liminnen in die Fortschreibung des „Aktions- 
plans der Bundesregierung zur Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen“ einfließen zu las- 
sen, und wenn ja, welche sollen dies im Einzel- 
nen sein (Antwort zur Frage 66 der Kleinen 
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU „Lebens- 
situation von Frauen und Mädchen aus musli- 
mischen Familien in Deutschland“ auf Bun- 
destagsdrucksache 15/3598)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marieluise Beck 
vom 23. Februar 2005 

Die Studie „Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen 
in Deutschland“ ist im Januar 2005 den anderen Ressorts und den 
Ländern zur Kenntnis übermittelt worden, so dass die Auswertung 
der Ergebnisse noch nicht abgeschlossen ist. 

Die Arbeiten an der Fortschreibung des „Aktionsplans der Bundesre- 
gierung zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen“ haben gerade 
erst begonnen. Daher stehen Details, insbesondere Projekte einzelner 
Ressorts betreffend, noch nicht fest. 


42. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Röttgen 

(CDU/CSU) 


Wie ist der Sachstand bezüglich der weiteren 
Nutzung des Gebäudes in Bad Honnef-Rhön- 
dorf, das bis Ende des Jahres 2000 vom 
Deutsch-Französischen Jugendwerk genutzt 
worden ist und seitdem leer steht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christel Riemann-Hanewinckel 
vom 18. Januar 2005 

Nachdem im März 2003 ein Kaufvertrag zustandegekommen war, der 
potenzielle Käufer seiner vertraglichen Verpflichtung zur Zahlung des 
Kaufpreises nach Eintritt der Zahlungsverpflichtung Ende 2003 
jedoch nicht nachgekommen ist, steht die Immobilie in Bad Honnef 
nach Rücktritt vom Kaufvertrag seit Juni 2004 weiterhin zum Ver- 
kauf 

Das Deutsch-Französische Jugendwerk bemüht sich aktiv darum, 
einen geeigneten Käufer für das Gebäude zu linden. Daneben wurde 
der Stadtsparkasse Bad Honnef ein Verkaufsauftrag erteilt. Derzeit 
linden konkrete Verkaufsverhandlungen mit einem Interessenten statt, 
die baldmöglichst in einen Vertragsschluss münden sollen. 


43. Abgeordnete 

Antje 

Tillmann 

(CDU/CSU) 


Wann plant die Bundesregierung die nächste 
„Woche des Bürgerschaftlichen Engagements“ 
durchzuführen? 
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44. Abgeordnete 
Antje 
Tillmann 

(CDU/CSU) 


Entspricht der gewählte Termin den langfristi- 
gen Absprachen mit den anderen, an der Ver- 
anstaltung beteiligten Partnern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marieluise Beck 
vom 4. Februar 2005 

Die „Woche des Bürgerschaftlichen Engagements“ wird in alleiniger 
Verantwortung des Netzwerkes Bürgerschaftliches Engagement 
(BBE) durchgeführt. Daher existieren keine derartigen Planungen der 
Bundesregierung. Mithin hat sie auch keine Kenntnis, ob eventuelle 
Terminabsprachen den Interessen aller beteiligten Partner des Bun- 
desnetzwerks Bürgerschaftliches Engagement entsprechen. 


45. Abgeordnete 

Antje 

Tillmann 

(CDU/CSU) 


Wie hoch beläuft sich der Kostenanteil des 
Bundes an der nächsten „Woche des Bürger- 
schaftlichen Engagements“, und wie wird er 
finanziert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marieluise Beck 
vom 4. Februar 2005 

Ein Eörderantrag des BBE zur „Woche des Bürgerschaftlichen Enga- 
gements“ liegt der Bundesregierung nicht vor, daher sind Aussagen zu 
einer finanziellen Eörderung durch die Bundesregierung nicht mög- 
lich. 


46. Abgeordneter 
Marco 
Wanderwitz 

(CDU/CSU) 


Wie unterstützt das Bundesministerium für 
Eamilie, Senioren, Erauen und Jugend 
(BMESEJ) die „Kampagne Ich will wählen“, 
insbesondere, finanziert das BMESEJ eine Ak- 
tion (u. a. mit Plakaten) unter dem Motto „Un- 
ter 18 und nichts zu sagen? Deine Stimme 
zählt nur wenn Du eine hast“? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marieluise Beck 
vom 10. Februar 2005 

Vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
wird die Kampagne „Ich will wählen. Deine Stimme zählt nur wenn 
Du eine hast“ nicht finanziell unterstützt. 

Jedoch werden vom BMESEJ zahlreiche andere Maßnahmen geför- 
dert, die die Partizipationsmöglichkeiten junger Menschen unterstüt- 
zen und voranbringen. So hat z. B. Bundesministerin Renate Schmidt 
am 16. Dezember 2004 das „Projekt P - misch dich ein“ gestartet. 
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„Projekt P“ ist die gemeinsame Initiative des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, des Deutschen Bundesju- 
gendrings und der Bundeszentrale für politische Bildung. Mit dem 
„Projekt P“ soll das politische Engagement von Kindern und Jugend- 
lichen in ganz Deutschland gestärkt werden. Dazu werden zahlreiche 
lokale, regionale und landesweite Initiativen gefördert und neue Parti- 
zipationsangebote angeregt. Das Projekt läuft bis Anfang 2006. Bis 
jetzt sind 6 000 Jugendliche in knapp 200 Projekten bundesweit enga- 
giert. 

Angesprochen werden Kinder und Jugendliche im ganzen Bundes- 
gebiet zwischen 12 und 21 Jahren. Durch Öffentlichkeitsarbeit sollen 
Aufmerksamkeit, Interesse und Sensibilität für die Bedeutung und die 
Chancen politischer Beteiligung geweckt werden. Dafür werden vor 
allem Kinder und Jugendliche, aber auch diejenigen, die politische 
und gesellschaftliche Entscheidungen treffen, und die breite Öffent- 
lichkeit angesprochen. Zusammengeführt und präsentiert werden alle 
Projekte, Erfahrungen und Ergebnisse bei einem großen, mehrtägigen 
Festival der politischen Partizipation vom 10. bis 12. Juni 2005 in 
Berlin. 

Ein Element von „Projekt P“ ist die Initiative „Come in Contract - 
Verhandeln auf gleicher Augenhöhe“. Dabei treffen Jugendliche und 
Politikerinnen und Politiker Vereinbarungen über bestimmte Dinge - 
von dem Bau eines Freizeitzentrums bis hin zu einer Kampagne gegen 
Ausländerfeindlichkeit. Das Besondere von „Come in Contract“: Die 
beteiligten Politikerinnen und Politiker schließen mit den Jugend- 
lichen einen richtigen Vertrag ab, in dem sie sich verpflichten, das 
Vorhaben tatkräftig zu unterstützen. 

Das wichtigste Ziel von „Projekt P“ ist es, Deutschland kinder- und 
jugendfreundlicher zu machen. Die Initiative orientiert sich dabei an 
Forderungen des „Weltkindergipfels“ der UNO, der im Mai 2002 in 
New York stattgefunden hat. Die Bundesregierung hat als eine Folge 
des Gipfels einen „Nationalen Aktionsplan für ein kindergerechtes 
Deutschland“ entwickelt, der durch das Bundeskabinett in diesem 
Monat beschlossen werden soll. Kinder und Jugendliche steuerten 
ihre in eigenen Kinderkonferenzen gesammelten Vorstellungen hierzu 
bei. Im Mittelpunkt des Nationalen Aktionsplanes werden die The- 
men Bildung, Gewaltverzicht, Gesundheit und Umwelt, Soziale Ge- 
rechtigkeit, Mitwirkung und Internationales stehen. 

Kinder und Jugendliche können ihre Vorstellungen zum Nationalen 
Aktionsplan nach seiner Verabschiedung durch die Bundesregierung 
im Rahmen von „Projekt P“ einbringen; dies soll anschließend im 
Bundeskabinett behandelt werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Soziaie Sicherung 


47. Abgeordneter 

Dr. Hans Georg 
Faust 

(CDU/CSU) 


Seit wann und in welchem Umfang liegen der 
Bundesregierung Erkenntnisse über strafrecht- 
lich relevante Fälle von unzulässigen Abrech- 
nungen von zusätzlichen Leistungen, die nicht 
Bestandteil des Leistungskataloges der gesetzli- 
chen Krankenversicherung (GKV) oder von 
Leistungen, die Bestandteil des Leistungskata- 
loges der GKV sein sollen, durch Ärzte vor? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 24. Februar 2005 

Die Bundesregierung hat keine Informationen darüber, ob und in wel- 
chem Umfang Vertragsärzte in strafrechtlich relevanter Weise, also 
unter Täuschung ihrer Patienten darüber, warum bestimmte Leistun- 
gen nicht Bestandteü des krankenversicherungsrechtlichen Leistungs- 
katalogs sind, oder darüber, dass bestimmte Leistungen zum kranken- 
versicherungsrechtlichen Leistungskatalog gehören, diese dazu veran- 
lassen, sich die entsprechenden Leistungen privatärztlich erbringen zu 
lassen. Das schließt jedoch nicht aus, dass in Einzelfällen Vertrags- 
ärzte sich ihren Patienten gegenüber in strafrechtlich relevanter Weise 
pflichtwidrig verhalten. 

Die Wahrnehmung, dass derartige Pflichtverstöße Vorkommen, wird 
bestätigt durch den Präsidenten der Bundesärztekammer, der in 
einem Zeitungsinterview die Kritik der Patientenbeauftragten der 
Bundesregierung unterstützt. 

Es ist Aufgabe der Länder, die die Aufsicht über die Ärztekammern 
und die Kassenärztlichen Vereinigungen führen, entsprechenden be- 
rufsrechtlichen und vertragsärztlichen Pflichtverstößen nachzugehen. 


48. Abgeordneter 

Dr. Hans Georg 
Faust 

(CDU/CSU) 


Welche zusätzlichen Leistungen, die nicht 
Bestandteil des Leistungskataloges der GKV 
sind, die Ärzte aber dennoch ihren gesetzlich 
krankenversicherten Patienten privat in Rech- 
nung stellen können, sind nach Auffassung der 
Bundesregierung nicht sinnvoll, und welche 
wissenschaftlichen Erkenntnisse sind Basis für 
diese Erkenntnisse? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 24. Februar 2005 

Die Frage zielt offensichtlich auf „Individuelle Gesundheits-Leistun- 
gen“ (IGeL) ab. Hierbei handelt es sich um Diagnose- und Behand- 
lungsmethoden, die nicht zum Leistungskatalog der gesetzlichen 
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Krankenversicherung zählen und nicht von den Vertragsärzten mit 
den Kassenärztlichen Vereinigungen zu Lasten der Krankenkassen 
abgerechnet werden können. Solche Leistungen sind daher vom Versi- 
cherten privat zu bezahlen. 

Es ist nicht die Aufgabe der Bundesregierung, die medizinische Sinn- 
haftigkeit und wissenschaftliche Fundierung dieser privat zu verein- 
barenden IGeL-Leistungen zu bewerten. Es wird aber darauf hinge- 
wiesen, dass der Medizinische Dienst der Spitzenverbände der Kran- 
kenkassen (MDS) Informationsblätter zu den IGeE-Eeistungen auf 
Basis des aktuellen Erkenntnisstandes erstellt. Nach den Informatio- 
nen des MDS handelt es sich bei den IGeDEeistungen um Eeistun- 
gen, die entweder nicht als Krankenbehandlung zu sehen sind (z. B. 
die Entfernung von Tätowierungen) oder um solche Eeistungen, deren 
medizinischer Nutzen nicht belegt ist. Bei der Erbringung von IGeE- 
Eeistungen haben die Vertragsärzte die sich aus den vertragsärztlichen 
Vorgaben ergebenden Informations- und Aufklärungspflichten vor 
der Vereinbarung dieser Eeistungen zu beachten. 


49. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
zu dem Vorschlag ein, den gesetzlichen Kran- 
kenkassen die Möglichkeit einzuräumen, regel- 
mäßigen Blutspendern einen Bonus zu gewäh- 
ren? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 13. Dezember 2004 

Es gibt derzeit keine gesetzliche Grundlage dafür, dass gesetzliche 
Krankenkassen ihren Versicherten für regelmäßige Blutspenden einen 
Bonus gewähren können. Auch § 65a des Fünften Buches Sozialge- 
setzbuch enthält eine solche gesetzliche Grundlage nicht. Es erscheint 
auch nicht zweckdienlich, eine solche gesetzliche Grundlage zu schaf- 
fen. Über die teilweise gewährten Aufwandsentschädigungen hinaus 
sollte für Blutspender kein zusätzliches Entgelt, auch nicht in Form 
eines Boni gezahlt werden. 


50. Abgeordneter 

Klaus 

Haupt 

(FDP) 


Trifft es zu, dass ehemalige Eeistungssportler 
der DDR, die neben ihrer Tätigkeit als Eeis- 
tungssportler und Teilnehmer an Olympischen 
Spielen und Weltmeisterschaften eine zivile 
Ausbildung durchliefen, heute geringere Ren- 
ten und Rentenansprüche zuerkannt bekom- 
men als solche Eeistungssportler aus Armee- 
sportclubs, die parallel zur Teilnahme an den 
genannten Wettbewerben eine polizeiliche 
oder militärische Ausbildung durchliefen oder 
einen Beruf in diesen Bereichen ausübten, und 
in welcher Größenordnung liegen durch- 
schnittlich die Unterschiede in der Renten- 
höhe? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes 
vom 23. Februar 2005 

Die gesetzliche Rentenversicherung ist ein vorleistungsbezogenes Al- 
terssicherungssystem, d. h. die Höhe der Leistung ist vor allem von 
Höhe und Dauer der eingezahlten Beiträge abhängig. Ansprüche und 
Anwartschaften aus der gesetzlichen Rentenversicherung können des- 
halb nicht zuerkannt, sondern nur durch Beitragszahlungen erworben 
werden. Diesem Grundsatz ist der Gesetzgeber des Renten-Überlei- 
tungsgesetzes auch bei der Überleitung des einheitlichen Rentenrechts 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) auf die neuen Länder 
gefolgt. 

In Zusatz- und Sonderversorgungssystemen der ehemaligen DDR er- 
worbene Ansprüche und Anwartschaften sind zum 1. Januar 1992 
nach den Vorschriften des Anspruchs- und Anwartschaftsüberfüh- 
rungsgesetzes (AAÜG) in die gesetzliche Rentenversicherung über- 
führt worden. Nach § 5 Abs. 1 AAÜG gelten Zeiten der Zugehörig- 
keit zu einem Versorgungssystem, in denen eine Beschäftigung oder 
Tätigkeit ausgeübt worden ist, als Pflichtbeitragszeiten in der Renten- 
versicherung. Studien- oder Ausbildungszeiten galten in den Sonder- 
versorgungssystemen regelmäßig als Dienstzeiten, in denen auch der 
jeweiligen Dienststellung entsprechende Bezüge gezahlt worden sind. 

Bei der Rentenberechnung ist den in einem Versorgungssystem zu- 
rückgelegten Zeiten das in dieser Zeit tatsächlich erzielte Arbeitsein- 
kommen oder Arbeitsentgelt bis zu der jeweiligen Beitragsbemes- 
sungsgrenze zugrunde zu legen. Insofern gehen in einem Sonderver- 
sorgungssystem zurückgelegte Dienstzeiten, in denen Leistungssport 
betrieben worden ist, als Pflichtbeitragszeiten in die Rentenberech- 
nung ein. 

Für Studierende hingegen, die während der Studien- oder Ausbil- 
dungszeit keinem Sonderversorgungssystem angehört haben, können 
diese Zeiten, auch wenn sie neben dem Training als Leistungssportler 
zurückgelegt worden sind, nur im Rahmen der beitragsfreien Anrech- 
nung von Schul-, Hochschul- und Fachschulzeiten nach den Regelun- 
gen des SGB VI rentenwirksam werden. 

Die unterschiedlichen Verhältnisse sowohl hinsichtlich der Tätigkeit 
neben dem Training als Leistungssportler als auch hinsichtlich der 
Einkommenshöhe während des aktiven Leistungssports führen natür- 
lich zu unterschiedlichen Ansprüchen in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung. 

Eine Aussage über Unterschiede in der Leistungshöhe ist nicht mög- 
lich, weil bei der Erfassung von Versicherungstatbeständen nur Versi- 
cherungszeiten und versicherte Arbeitsverdienste oder -einkommen 
festgestellt werden, nicht aber die Art der während der Beitragszah- 
lung ausgeübten Tätigkeit. 


51. Abgeordneter Bezahlten die Leistungssportler der ehemali- 

Klaus gen DDR mit zivilen Ausbildungswegen für 

Haupt ihre für verlängerte Ausbildungszeiten erhalte- 

(FDP) nen Kompensationszahlungen Sozialversiche- 
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rungsbeiträge, ohne heute entsprechende Ren- 
tenleistungen zu erhalten, und welche Möglich- 
keiten sieht die Bundesregierung, diese Bei- 
tragszahlungen rentenrechtlich anzuerkennen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes 
vom 23. Februar 2005 

Informationen über Kompensationszahlungen an Leistungssportler 
der ehemaligen DDR für die Dauer verlängerter Ausbildungszeiten 
liegen der Bundesregierung nicht vor. Daher ist auch eine sozialversi- 
cherungsrechtliche Einordnung solcher Zahlungen nicht möglich. 


52. Abgeordneter Trifft es zu, dass ehemaligen Angestellten der 

Klaus Deutschen Reichsbahn noch bis 1990 eigene 

Haupt Versorgungsleistungen aus der Altersversor- 

(FDP) gung Deutsche Reichsbahn gezahlt wurden 

und dies auf den renten- und Versorgungsbe- 
scheiden auch als eigene Versorgungsleistung 
ausgewiesen wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes 
vom 24. Februar 2005 

Ab 1. Januar 1974 galten nach der im 53. Nachtrag zum Rahmenkol- 
lektivvertrag für die Beschäftigten der Deutschen Reichsbahn enthal- 
tenen Versorgungsordnung für die Berechnung der so genannten Ver- 
sorgung grundsätzlich die Bestimmungen der Verordnung über die 
Gewährung und Berechnung von Renten der Sozialversicherung - 
Rentenverordnung - vom 23. November 1979. Dabei war für Beschäf- 
tigungszeiten bei der Deutschen Reichsbahn unter bestimmten Vo- 
raussetzungen ein besonderer Steigerungssatz anzurechnen. 

Für den Beitritt und die Beitragszahlung sowie für die Gewährung 
und Berechnung von Zusatzrenten galten die Bestimmungen der Ver- 
ordnung über die freiwülige Zusatzrentenversicherung der Sozialver- 
sicherung - FZR-Verordnung - vom 17. November 1977. Für die 
Berechnung der Zusatzrenten galten keine Besonderheiten. 

Im Feistungsfall erhielten die Versicherten einen Rentenbescheid, der 
den besonderen Steigerungssatz auf Grund der ununterbrochenen 
Beschäftigungszeit gesondert auswies. 

Nach den Übergangsregelungen der Versorgungsordnung hatten Be- 
schäftigte der Deutschen Reichsbahn, die am 1. Januar 1974 eine min- 
destens 10-jährige ununterbrochene Beschäftigungszeit in einem Be- 
trieb oder einer Einrichtung der Deutschen Reichsbahn zurückgelegt 
hatten, Anspruch auf eine nach den Bestimmungen der so genannten 
alten Versorgung von 1956 berechnete Versorgung. Diese Versorgung 
wurde gezahlt, solange die nach Rentenverordnung und FZR-Verord- 
nung berechneten Feistungen nicht höher waren als die Feistung nach 
altem Recht. In diesen Fällen erhielten die Beschäftigten der Deut- 
schen Reichsbahn einen Versorgungsbescheid. 
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Bei jeder Erhöhung der Sozialversicherungsrenten war zu prüfen, ob 
sich nach den Bestimmungen für die Berechnung der Sozialversiche- 
rungsrenten ein höherer Anspruch ergibt. Die höhere Leistung war zu 
zahlen. 

Nach der Statistik über die Angleichung der Renten des Beitrittsge- 
biets im Rahmen der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion gab es 
nach dem 30. Juni 1990 keinen Fall mehr, in dem die Berechnung 
nach den Übergangsregelungen zu einer günstigeren Leistung geführt 
hat als die Berechnung nach den Vorschriften für die Berechnung der 
Sozialversicherungsrenten einschließlich des Rentenangleichungsge- 
setzes vom 28. Juni 1990. Somit wurden ab 1. Juli 1990 keine eigenen 
Versorgungsleistungen aus der Altersversorgung Deutsche Reichs- 
bahn mehr gezahlt, die demnach auch nicht als eigene Versorgungs- 
leistung ausgewiesen wurden. 


53. Abgeordneter 

Klaus 

Haupt 

(FDP) 


Trifft es zu, dass, wenn die Altersversorgung 
Deutsche Reichsbahn als eigenständiges Ver- 
sorgungswerk der ehemaligen DDR bis 1990 
bestand, diese deshalb seit der Wiedervereini- 
gung verfassungsrechtlichen Schutz nach Arti- 
kel 14 Grundgesetz genießt, und hätten bei der 
Überleitung in das gesamtdeutsche Rentensys- 
tem die in der Altersversorgung Deutsche 
Reichsbahn erworbenen Anwartschaften - wie 
vor 1990 - als eigenständige Ansprüche be- 
rücksichtigt werden müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes 
vom 24. Februar 2005 

Eine Überführung von vor 1974 in der betrieblichen Altersversorgung 
der Deutschen Reichsbahn erworbenen Ansprüche und Anwartschaf- 
ten in die gesetzliche Rentenversicherung sieht der Einigungsvertrag 
nicht vor, weil diese bereits 1974 in die allgemeine Sozialversicherung 
der ehemaligen DDR überführt worden sind. 

Auch die wiederholt geforderte Einführung des nach dem Rentenrecht 
der ehemaligen DDR gewährten besonderen Steigerungssatzes bei der 
Berechnung der Rente aus der Sozialpflichtversicherung in das Ren- 
tenrecht des SGB VI ist nicht möglich. Die rechtliche Bewertung der 
nach dem Rentenrecht der ehemaligen DDR unter bestimmten 
Voraussetzungen gewährten besonderen Steigerungssätze ist, inzwi- 
schen durch die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) 
bestätigt worden (Urteil des BSG vom 11. Dezember 2002, Az.: B 5 
RJ 14/00 R). 

Das BSG führt aus, dass es sich bei dem besonderen Steigerungssatz 
um eine dem Rentenrecht der DDR eigene Berechnungsgröße hande- 
le, die in den Berechnungsvorschriften des bundesdeutschen Renten- 
rechts keine Entsprechung habe und die nach dem erklärten Willen 
des Gesetzgebers des 2. Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetzes im Recht des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) keine Anwendung finden 
solle. 
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Nach den Ausführungen des BSG werden durch die Berücksichtigung 
der tatsächlich erzielten Arbeitsverdienste bei der Rentenberechnung 
nach dem SGB VI auch für Beschäftigungszeiten bei der Deutschen 
Reichsbahn keine verfassungsmäßigen Rechte verletzt. In der Sozial- 
versicherung der DDR erworbene Ansprüche und Anwartschaften ha- 
ben erst mit der Herstellung der deutschen Einheit durch und nach 
Maßgabe des Einigungsvertrages den Eigentumsschutz nach Arti- 
kel 14 Abs. 1 des Grundgesetzes erlangt. Zu den Maßgaben des Eini- 
gungsvertrages gehören das Außerkrafttreten des Rentenrechts der 
DDR, die Überleitung des - bei Abschluss des Einigungsvertrages be- 
reits verabschiedeten, aber noch nicht in Kraft getretenen - SGB VI 
und eine Vertrauensschutzregelung für Rentner und rentennahe Jahr- 
gänge. 

Weiterhin verweist das BSG darauf, dass nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts der durch das Renten-Überleitungs- 
gesetz (RÜG) vollzogene, durch den Einigungsvertrag bereits vorge- 
gebene Systemwechsel zum SGB VI, d. h. die Ersetzung der in der 
DDR erworbenen Ansprüche und Anwartschaften durch eine einheit- 
liche, aus der gesetzlichen Rentenversicherung stammende Versor- 
gungsleistung unter Verzicht auf Zusatzleistungen, die der betrieb- 
lichen Altersversorgung oder der Zusatzversicherung des öffentlichen 
Dienstes in Westdeutschland gleichen, verfassungskonform und insbe- 
sondere mit dem Eigentumsschutz aus Artikel 14 Abs. 1 Satz 1 GG 
und dem Gleichbehandlungsgebot aus Artikel 3 Abs. 1 GG vereinbar 
sind. 


54. Abgeordneter 
Klaus 
Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Wie ist zu erklären, dass der Eandkreis Cham 
für die Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung im Jahr 2003 einen Zu- 
schussbedarf von 313 000 Euro, im Jahr 2004 
von 815 000 Euro und im Jahr 2005 nach Vo- 
rausberechnung von 1,095 Mio. Euro aus der 
Kreisumlage finanzieren muss, obwohl die 
Bundesregierung zugesichert hat, dass bei der 
Grundsicherung für Senioren und Erwerbsun- 
fähige den Kommunen keine Defizite (Belas- 
tungen) verbleiben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes 
vom 21. Februar 2005 

Die erwähnte Zusicherung des Bundes, einen finanziellen Belastungs- 
ausgleich zu gewähren, bezieht sich auf die Erstattung grundsiche- 
rungsbedingter Mehrkosten und ist in § 34 Abs. 2 Wohngeldgesetz 
(WoGG) geregelt. Hierfür stellt der Bund jährlich einen Erstattungs- 
betrag von 409 Mio. Euro im Rahmen der gemeinsamen Einanzierung 
des Wohngeldes durch Bund und Eänder zur Verfügung. Die Vertei- 
lung des Erstattungsbetrages nach § 34 Abs. 2 WoGG auf die einzel- 
nen Kommunen fällt in die Zuständigkeit der Länder. 

Bei den zu erstattenden grundsicherungsbedingten Mehrkosten han- 
delt es sich nach der abschließenden Aufzählung in § 34 Abs. 2 
WoGG um folgende drei Positionen: 
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• Kosten, die auf die Nichtheranziehung unterhaltspflichtiger Kinder 
und Eltern entfallen (Verzicht auf den so genannten Unterhalts- 
rückgriff), 

• Verwaltungskosten der Rentenversicherungsträger, die im Auftrag 
der Grundsicherungsträger auf Kostenerstattungsbasis das Vorlie- 
gen einer dauerhaften vollen Erwerbsminderung im Sinne des Ren- 
tenrechts prüfen, 

• Kosten, die den Trägern der Sozialhilfe entstanden, wenn zusätz- 
lich zur Pauschale in der Grundsicherung in Höhe von 1 5 Prozent 
zum Regelsatz noch einmalige Eeistungen der Hilfe zum Eebensun- 
terhalt an Grundsicherungsbezieher gezahlt wurden. 

Alle übrigen Kosten sind nicht erstattungsfähig, da sie auch dann an- 
fallen würden, wenn Grundsicherungsberechtigte Hilfe zum Eebens- 
unterhalt beanspruchen würden. Da die zentrale Anspruchsvoraus- 
setzung der Bedürftigkeit in der Hilfe zum Eebensunterhalt und in 
der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung gleich de- 
finiert ist, haben Grundsicherungsberechtigte prinzipiell auch An- 
spruch auf Hilfe zum Eebensunterhalt. Nur dort, wo die speziellen 
Anspruchsvoraussetzungen und leistungsrechtlichen Regelungen der 
Grundsicherung von denen der Hilfe zum Eebensunterhalt abwei- 
chen, entstehen grundsicherungsbedingte und damit erstattungsfähige 
Mehrkosten. 

Bei den nicht erstattungsfähigen Kosten der Grundsicherung handelt 
es sich deshalb im Kern um Sozialhilfekosten, die von den Kommu- 
nen zu finanzieren sind. Kosten der Sozialhilfe lösen wie alle von den 
Kommunen zu finanzierenden gesetzlichen Aufgaben die Verpflich- 
tung der Eänder aus, eine aufgabenadäquate Einanzierung der Kom- 
munen zu sichern und Belastungsunterschieden zwischen den Kom- 
munen eines Eandes im Wege des kommunalen Einanzausgleichs 
Rechnung zu tragen. Aus finanzverfassungsrechtlichen Gründen gibt 
es keine direkten Einanzbeziehungen zwischen Bund und Kommu- 
nen. 


55. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Verlei- 
hung des Paul Ehrlich- und Eudwig Darm- 
staedter-Preises, der laut Pressemeldungen in 
Höhe von 42 500 Euro vom Bundesministe- 
rium für Gesundheit und Soziale Sicherung 
mitfinanziert, an den britischen Eorscher Prof. 
Dr. lan Wilmut am 14. März 2005, obwohl 
dessen Tätigkeit im Bereich der Embryonen- 
forschung im Gegensatz zur deutschen Posi- 
tion steht, die sich gegen das menschliche Klo- 
nen ausspricht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 22. Februar 2005 

Ich verweise auf die Antwort, die ich dem Abgeordneten Hubert 
Hüppe auf seine in ähnlicher Eorm gestellte schriftliche Präge vom 
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November 2004 gegeben habe (Bundestagsdrucksache 15/4459, 
Frage 74). 


56. Abgeordneter 

Max 

Straubinger 

(CDU/CSU) 


War es von der Bundesregierung beabsichtigt, 
dass die Einrichtung der eingetragenen Le- 
benspartnerschaft auch nicht homosexuellen 
Singles (siehe Pressemeldungen vom 15. Ja- 
nuar 2005 aus der Rheinischen Post und der 
Berliner Zeitung) die Möglichkeit eröffnet, im 
Todesfall der/des Anderen einen Anspruch auf 
Hinterbliebenenversorgung zu erwerben? 


57. Abgeordneter 
Max 

Straubinger 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung diesbezügliche Ver- 
sorgungszahlungen angesichts der ohnehin 
knappen Rentenkassen für sozial gerecht und 
rechtlich vertretbar? 


58. Abgeordneter Wie reagiert die Bundesregierung auf derartige 

Max Entwicklungen? 

Straubinger 

(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 

Max 

Straubinger 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen auf die Rentenkassen 
könnte eine maximale Ausweitung dieser Pra- 
xis nach sich ziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes 
vom 24. Februar 2005 

Die Bundesregierung hält die gesetzlichen Regelungen zur Bekämp- 
fung von Scheinpartnerschaften bei Ehen wie bei eingetragenen Le- 
benspartnerschaften für ausreichend. Im Übrigen ist eine Ehe die Ver- 
bindung von zwei Personen verschiedenen, die Lebenspartnerschaft 
die Verbindung von zwei Personen gleichen Geschlechts. Eine Prü- 
fung der sexuellen Ausrichtung der Partner ist weder möglich noch 
wünschenswert. 

Ob angesichts der durch eine Ehe oder Lebenspartnerschaft begründe- 
ten gesetzlichen Unterhaltspflichten in größerem Umfang Mitnahme- 
effekte bei Sozialleistungen - auch im Bereich der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung - entstehen, kann mangels gesicherter Daten nicht 
festgestellt werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


60. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 

Friedrich 

(Hof) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die von der 
Europäischen Kommission vorgeschlagenen 
„Gemeinschaftlichen Leitlinien für die Finan- 
zierung von Flughäfen und die Gewährung 
staatlicher Anlaufbeihilfen für Luftfahrtunter- 
nehmen auf Regionalflughäfen“, nach denen 
künftig zum Zwecke der regionalen Wirt- 
schaftsentwicklung auch Startbeihilfen für 
Luftfahrtunternehmen aus Regionalflughäfen 
gestattet werden? 


61. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 

Friedrich 

(Hof) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung im Falle des In- 
krafttretens der Leitlinien ein Programm zur 
Förderung von Flugverbindungen im Sinne 
dieser Leitlinie auflegen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleiche 
vom 22. Februar 2005 

Die Bundesregierung prüft gegenwärtig im Rahmen des von der Euro- 
päischen Kommission initiierten Konsultationsverfahrens den Vor- 
schlag der Europäischen Kommission. Dazu hat die Bundesregierung 
die Bundesländer, Verbände und Vertreter der Luftverkehrsindustrie 
zu Stellungnahmen aufgefordert. 


62. Abgeordnete 

Daniela 

Raab 

(CDU/CSU) 


Welches Verfahren wird angewandt, um Fahr- 
zeuge des Bundes, wie z. B. der Bundeswehr, 
die von der Maut ausgeschlossen sind, auf der 
Autobahn zu erfassen und als Ausnahmen zu 
kennzeichnen? 


63. Abgeordnete Welcher konkrete Verwaltungsaufwand und 

Daniela welche Kosten sind damit verbunden? 

Raab 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 22. Februar 2005 

Fahrzeuge der Bundeswehr werden von den Kontrollbrücken eindeu- 
tig anhand des Kraftfahrzeugkennzeichens identifiziert. Das automa- 
tische Verfahren ist so eingerichtet, dass diese Daten nach Erfassung 
sofort gelöscht werden. Bei mobilen und Standkontrollen des Bundes- 
amtes für Güterverkehr (BAG) erkennen die Beamten die Mautbefrei- 
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ung ebenfalls anhand des Kraftfahrzeugkennzeichens. Folglich ist 
damit keinerlei weiterer personeller oder sächlicher Aufwand verbun- 
den. 

Sonstige Fahrzeuge des Bundes werden teilweise bereits anhand ihres 
typischen Erscheinungsbildes identifiziert. Dies geschieht bei der auto- 
matischen Kontrolle im Rahmen der regulären Nachbehandlung, die 
immer dann stattllndet, wenn beim Abgleich von Kennzeichen und 
Buchungslage die Nichteinbuchung des Fahrzeugs festgestellt wird. 
Hierbei werden die von der Kontrollbrücke aufgenommenen Fahr- 
zeugbilder ausgewertet. Entsprechend erkennen bei mobilen und 
Standkontrollen die Beamten des BAG Fahrzeuge des Bundes. Ein be- 
sonderer Aufwand fällt auch hier nicht an. 

Sofern Fahrzeuge des Bundes nicht schon anhand ihres äußeren Er- 
scheinungsbildes erkennbar sind, wird die Mautbefreiung im Rahmen 
der sich für diesen Fall anschließenden Halterabfrage erkannt. Hierbei 
handelt es sich um einen Routinevorgang, der keinen nennenswerten, 
bezifferbaren Aufwand verursacht. 


64. Abgeordnete 

Andrea 

Wicklern 

(SPD) 


Welchen Stand der Erarbeitung hat das im 
Koalitionsvertrag angekündigte „Programm 
zur Lärmsanierung an bestehenden Bundesau- 
tobahnen“, und mit welchem Instrumentarium 
zur Lärmsanierung kann gerechnet werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 21. Februar 2005 

Bereits seit 25 Jahren gewährt der Bund Lärmsanierung im Rahmen 
der vorhandenen Haushaltsmittel sowohl für Bundesstraßen als auch 
für Bundesautobahnen. Die maßgeblichen Immissionswerte sind fest- 
gelegt im Bundeshaushalt, Anlage zu Kapitel 12 10, und gestaffelt 
nach Schutzwürdigkeit des betroffenen Gebietes. 

Als vorgezogene Maßnahme zum Lärmsanierungsprogramm 2002 an 
bestehenden Bundesautobahnen wurde der Haushaltsansatz für 2003 
und für 2004 um je rund 1 1 Mio. Euro erhöht. Dies entspricht einer 
Erhöhung um 200 Prozent. Hierdurch konnten zugunsten der Betrof- 
fenen auch bei Lärmschutz nach den Grundsätzen der Lärmsanierung 
entlang von Bundesautobahnen vermehrt aktive Maßnahmen (Lärm- 
schutzwände etc.) ergriffen werden, um das Wohnumfeld zu schützen. 

Der Entwurf eines Programms zur Verbesserung der Lärmsituation 
an Bundesautobahnen ist entsprechend den Erfordernissen der derzeit 
erfolgenden Umsetzung der Umgebungslärmrichtlinie zu überarbei- 
ten. Die einzelnen Maßnahmen sollen sich an den Zielen der Lärm- 
minderungsplanung ausrichten, die im Wege einer Rechtsverordnung 
noch näher zu bestimmen sind. 


65. Abgeordnete 

Andrea 

Wicklern 

(SPD) 


Ist mit dem am 28. Oktober 2004 vom Deut- 
schen Bundestag beschlossenen „Gesetz zur 
Umsetzung der EG-Richtlinie über die Bewer- 
tung und Bekämpfung von Umgebungslärm“ 
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eine Überarbeitung der bisher gültigen „Vor- 
läufigen Richtlinien für straßenverkehrsrecht- 
liche Maßnahmen zum Schutz der Bevölke- 
rung“ vom 6. November 1981 und der „Richt- 
linien für den Lärmschutz an Straßen-RLS-90“ 
festgelegten Richtwerte rechtlich notwendig, 
und welche diesbezüglichen Änderungen sind 
ggf. vorzunehmen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 21. Februar 2005 

Eine Änderung der Regelwerke „Vorläufige Richtlinien für straßen- 
verkehrsrechtliche Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung vor 
Lärm - Lärmschutz-Richtlinien StV“ und „Richtlinien für den Lärm- 
schutz an Straßen - RLS-90“ ist im Zusammenhang mit der EU-Um- 
gebungslärmrichtlinie nicht vorgesehen und erforderlich. Die RLS-90 
ist Bestandteil der 16. BImSchV, die für den Neu- und Äusbau von 
Straßen und Schienenwegen gilt (so genannte Lärmvorsorge) und 
durch die Verpflichtungen aus der EU-Richtlinie nicht berührt wird. 

Es ist vorgesehen, ein auf die Belange der EU-Richtlinie ausgerichte- 
tes Berechnungsverfahren anzuwenden. Äls Grundlage hierfür wird 
das Berechnungsverfahren der RLS-90 herangezogen und im gebote- 
nen Umfang angepasst. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


66. Äbgeordnete 
Vera 
Lengsfeld 

(CDU/CSU) 


Welche neuen Erkenntnisse hat die Bundesre- 
gierung über die Lolgekosten, in Lorm einer 
konkreten Äufschlüsselung, für den Verbrau- 
cher bei der Errichtung von Offshore-Wind- 
parks gemäß dem Verdoppelungsziel, bis 2010 
den Änteil erneuerbarer Energien an der ge- 
samten Stromversorgung in Deutschland auf 
12,5 Prozent anzuheben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 22. Februar 2005 

Neue Erkenntnisse erwartet die Bundesregierung nach Abschluss und 
Veröffentlichung der dena-Netzstudie. 
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67. Abgeordnete 
Vera 
Lengsfeld 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung, den Bau von Off- 
shore-Windparks mittels einer „Bundesbürg- 
schaft“ zu finanzieren, wobei der Steuerzahler 
das Ausfallrisiko für ein mögliches Scheitern 
des Projekts in der Bauphase übernimmt, und 
wenn ja, in welcher Höhe? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 23. Februar 2005 

Die Bundesregierung prüft zurzeit, ob zur Erleichterung der Finanzie- 
rung von Offshore-Pilotprojekten staatliche Bürgschaften bereitge- 
stellt werden können. Über Einzelheiten von Antragsverfahren gibt 
die Bundesregierung grundsätzlich keine Auskunft. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


68. Abgeordneter 

Dr. Georg 
Nüßlein 

(CDU/CSU) 


Welche Förderprogramme bzw. Fördermittel 
gibt es von Seiten der Bundesregierung für 
Forschung auf dem Gebiet der Neurologie, 
hier speziell im Bereich der Schädelhirnverlet- 
zungen, und wer sind die zuständigen Stellen 
bzw. Anprechpartner? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick 
vom 18. Februar 2005 

Für die Neurologie, hier speziell im Bereich der Schädel-Hirnverlet- 
zungen, können Fördermittel zu Vorhaben im Bereich der Grundla- 
genforschung jederzeit im Rahmen des so genannten Normalverfah- 
rens der von Bund und Fändern gemeinsam finanzierten „Deutschen 
Forschungsgemeinschaft“ (DFG) beantragt werden. Für den Bereich 
der klinischen Forschung ist gemeinsam von BMBF und DFG eine 
Fördermaßnahme für klinische Studien aufgelegt worden. Der nächste 
Abgabetermin für Anträge wird voraussichtlich im Herbst dieses 
Jahres liegen. Im Rahmen dieser Maßnahme können auch klinische 
Studien zur Thematik Schädel-Hirnverletzungen beantragt werden. 
Weitere Informationen zu beiden Programmen können unter 
www.pt-dlr.de bzw. unter www.dfg.de abgerufen werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


69. Abgeordneter 

Hartwig 

Fischer 

(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


In wie vielen Ländern wird durch die Bundes- 
regierung das Instrument der „Mikrokredite“ 
im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit 
eingesetzt, und in welcher Höhe sind finanziel- 
le Mittel im Etat des zuständigen Ministeriums 
für Projekte im Bereich der „Mikrofinanzie- 
rung“ für das Jahr 2005 eingeplant? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Uschi Eid 
vom 24. Februar 2005 

Das Instrument der „Mikrokredite“ wurde Ende 2004 in 46 Entwick- 
lungs- und Transformationsländern eingesetzt. Eür 2005 rechnet das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick- 
lung im Bereich Mikrofinanzierung gegenwärtig mit einem Eördervo- 
lumen von 112,49 Mio. Euro (Neuzusagen/Aufstockungen & Refinan- 
zierungen). Im Jahr 2004 beliefen sich die Zusagen im Bereich Mücro- 
fmanzierung auf insgeamt 108,761 Mio. Euro (Bewilligungen der 
Technischen Zusammenarbeit, TZ, und Darlehen der Einanziellen Zu- 
sammenarbeit, EZ). Dabei handelt es sich um Eeistungen an Einanz- 
intermediäre des formellen Sektors, an informelle und halbformelle 
Einanzintermediäre, um Aus- und Eortbildungsmaßnahmen im 
Bank- und Einanzsektor sowie um Eeistungen an landwirtschaftliche 
Einanzdienste. 


70. Abgeordneter 

Hartwig 

Fischer 

(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Wird in Afrika das Instrument der Mikrofman- 
zierung durch die Bundesregierung unmittel- 
bar oder mittelbar eingesetzt, und wenn ja, 
welche Eänder profitieren hiervon bereits? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Uschi Eid 
vom 24. Februar 2005 

Das Instrument der Mikrofinanzierung wird in Afrika mittelbar und 
unmittelbar eingesetzt. Davon profitierten im Jahr 2004 unmittelbar 
die Eänder Ägypten, Ghana, DR Kongo, Mali, Mauretanien, Mosam- 
bik, Namibia, Nigeria, Sierra Eeone, Südafrika, Togo, Tschad, Tune- 
sien und Uganda. Mittelbar wird Mikrofinanzierung über eine Beteili- 
gung der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) an der ProCredit 
Holding AGI in Angola sowie durch eine KfW-Beteiligung an der Af- 
rican International Einancial Holding (AIEH) gefördert. Im Rahmen 
der TZ wird Mikrofinanzierung außerdem noch durch zwei überregio- 
nale Vorhaben zur Unterstützung von zwei afrikaweiten Bankenver- 
bänden (AERAKA und AEMIN) gefördert. 
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71. Abgeordneter 

Hartwig 

Fischer 

(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Wie viele Banken und Wirtschaftsunterneh- 
men werden bereits unmittelbar oder mittelbar 
durch die Bundesregierung subventioniert, die 
sich auf die Vergabe von „Mikrokrediten“ in 
Entwicklungsländern spezialisiert haben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Uschi Eid 
vom 24. Februar 2005 

Eine unspezifische Subventionierung von Wirtschaftsunternehmen 
oder Mikrofinanzinstitutionen findet nicht statt. 

Im Rahmen der EZ arbeitet die KfW derzeit mit 86 Partnerinstitutio- 
nen in Entwicklungs- und Transformationsländern zusammen. Hierbei 
handelt es sich in erster Einie um spezialisierte Mikrobanken, Nicht- 
regierungsorganisationen mit Mikrofinanzaktivität sowie Netzwerke 
von Mikrobanken. Im Rahmen der TZ kooperiert die Gesellschaft für 
Technische Zusammenarbeit (GTZ) GmbH derzeit mit rund 30 ent- 
sprechenden Institutionen. 

Es ist darauf hinzuweisen, dass die Partnerinstitutionen nicht allge- 
mein subventioniert werden, sondern bei der Erschließung des Ge- 
schäftsfeldes Mikrofmanz durch Aus- und Eortbildungsmaßnahmen 
sowie durch - lokal nicht immer im erforderlichen Umfang mobilisier- 
bare - Refinanzierungsmittel zu attraktiven Konditionen unterstützt 
werden. Eine zeitlich begrenzte Bereitstellung von nicht rückzahlbaren 
EZ-Zuwendungen zur Einanzierung von Anschubinvestitionen bei 
Neugründung von Mikrofinanzinstitutionen (MEIs) bzw. zur Einan- 
zierung der hohen institutioneilen Eernkosten erfolgt ausschließlich 
mit dem Ziel, professionell gemanagte und sich selbst tragende MEIs 
in den Partnerländern zu etablieren. 

Durch die Unterstützung zum Aufbau von speziellen Einanzinstituten 
wie Mikrofinanzierungsbanken und die Eörderung mitgliedergetrage- 
ner Spar- und Kreditgenossenschaften sowie ihrer Verbände werden 
Klein- und Kleinstunternehmen an das formelle Einanzsystem ange- 
bunden. Damit wird ein Beitrag zur makro-ökonomischen Stabüisie- 
rung, zur Dynamisierung wirtschaftlicher Entwicklung und einer nach- 
haltigen Armutsminderung geleistet. 


Berlin, den 25. Eebruar 2005 
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